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DFG erstellt Forschungshaushalt für die Jahre 1966 -  1968
Finanzbedarf von rd. 543 bis 578 Mio DM für umfassendes Förderungsprogramm

HD — Ihren zweiten Finanzplan — die Presse bezeichnet 
ihn oft als „Grauen P lan“ — in dem die Ausgaben für 
die Foj-schungsförderung in den Jahren  1966 bis 1968 vor­
ausschätzend festgelegt sind, hat die Deutsche Forschungs­
gemeinschaft vor einigen Tagen veröffentlicht. Die 
zunehmende Spezialisierung der wissenschaftlichen For­
schung hat auch die Zahl förderungswürdiger Forschungs­
vorhaben oder -arbeiten in das Unbegrenzte steigen lassen. 
Der apparative und personelle Aufwand zur Bewäl­
tigung einer Forschungsarbeit w ird’ außerdem in vielen 
Fällen so bedeutend, daß die Investitionskosten für ein 
Forschungsvorhaben sehr oft die Millionen-Grenze über­
steigen. Da jedoch für die Forschungsförderung Mittel nur 
in sehr begrenztem Umfang vorhanden sind, ist es not­
wendig, eine Bedarfsvorausschau zu erstellen, in der die 
Aufwendungen für geplante oder in Ausführung befind­
liche Forschungsarbeiten dargelegt sind. Der Finanzplan 
der DFG für die nächsten drei Jahre, der auch Konsequen­
zen aus dem von der Forschungsgemeinschaft 1964 ver­
öffentlichten Memorandum über „Stand und Rückstand 
der Forschung in Deutschland in den N atur- und In ­
genieurwissenschaften“ zieht, muß sich daher in dieser 
Bedarfs Vorausschätzung auf jetzt schon absehbare Ten­
denzen und Entwicklungen der Forschung und auf aus­
führbare Pläne beschränken. Eine angemessene Erhöhung 
der Forschungsmittel für die nächster} Jahre  w ird von der 
DFG als unumgänglich angesehen. Als voraussichtlicher 
Bedarf zur Verwirklichung der Vorhaben wird angegeben 
für ,

1966 eine Summe von rd. 163 bis 173 Mio DM
1967 eine Summe von rd. 181 bis 192 Mio DM
1968 eine Summe von rd. 199 bis 213 Mio DM.

Diese obengenannten Zahlen sind von der DFG nicht w ill­
kürlich in ihrer Höhe festgelegt, sondern basieren auf 
genauen Berechnungen und erforderten daher eine diffe­
renzierte Auslese innerhalb der verschiedensten For­
schungsgebiete. Für die Gremien der Forschungsgemein­
schaft w ar es eine diffizile Aufgabe, echte Prioritäten aus 
der Vielfalt der Forschungsvorhaben herauszukristallisie­
ren und eine Konzeption aufzurichten. Niemand übersieht 
die ganze Wissenschaft, und Entscheidungen über P riori­
täten können allzuleicht subjektiven Charakter tragen. 
Außerdem m ußte dieser Haushaltsplan mit den Förde­
rungsmaßnahmen des Bundes (Wissenschaftsministerium, 
Atomprogramm, Weltraumprogramm), der Länder (Wis­
senschaftlichen Hochschulen) und anderer Selbstver­
waltungsorganisationen der Wissenschaft koordiniert 
werden, um Überschneidungen oder Doppelförderung 
auszuschalten.
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft versucht, m it ihren 
Projekten eine Initialzündung zu geben, junge wissen-,, 
schaftliche Nachwuchskräfte für die Forschung zu gewin­
nen und durch Erstellung der Schwerpunktprogramme 
den durch die Kriegs- und Nachkriegszeit auf vielen 
Sektoren der Wissenschaft gegenüber dem Ausland ver­
lorenen Boden wiederzugewinnen. Zweierlei Ziele ver­
folgt die DFG mit diesem alle drei Jahre erscheinenden 
Finanzplan. Einmal möchte sie damit einen Überblick

über die zur Erfüllung der Aufgaben notwendigen Mittel 
erhalten und dazu eine Konzeption der sieben Förderungs­
programme (Forschungsförderung im Normalverfahren, 
Schwerpunktprogramm, Forschergruppen (Units), Spezielle 
Hilfseinrichtungen der Forschung, Elektronische Rechen­
anlagen und andere Großgeräte, Förderung des wissen­
schaftlichen Bibliothekswesens und Auslandsbeziehungen) _ 
finden. Andererseits soll dieser Finanzplan zur U nter­
streichung der Forderungen bei Haushaltsberatungen mit 
Bund und Ländern dienen.
Bund und Länder werden in diesem Jah r durch ein Ver­
waltungsabkommen jeweils einen gleich hohen Betrag zur 
Finanzierung der DFG aufbringen, tragen jedoch nicht den 
gesamten Haushalt. Einen beträchtlichen Anteil an der 
Finanzierung leistet der Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft. In den letzten Jahren wurden außerdem 
Zuschüsse von seiten der Thyssen-Stiftung und der Volks­
wagen-Stiftung gewährt. Im Jahre 1964 kamen vom Bund 
rd. 71 Mio. DM, die Länder gaben nur rd. 30 Mio DM, 
Stifterverband und Stiftungen brachten gemeinsam etwa 
21 Mio DM auf (genaue Zahlen liegen noch nicht vor). 
Das Finanzvolumen der Forschungsgemeinschaft ist in 
den letzten Jahren  im ganzen gesehen beträchtlich gestie­
gen, auch für das Jah r 1965 ist trotz der 7°/oigen Haus­
haltskürzung eine Steigerung zu erwarten.

Forschungsförderung im Normalverfahren

Im Wege des Normalverfahrens w ird dem einzelnen For­
scher geholfen, für spezielle Forschungsvorhaben, für die 
z. B. der Etat eines Hochschul-Institutes nicht ausreicht, 
zusätzliche Gelder zu erhalten. Außerdem werden im Rah­
men des Normalverfahrens Druck- und Reisebeihilfen ver­
geben. Einzelnen W issenschaftlern wird die Möglich-

I N H A L T

Diskussion über das Thema: Wissenschaft und
Politik ............................................................................ 3

VDS fordert erneut höhere S tipend ien ....................... 5
Die Hochschule in der „selbstgestrickten

Zwangsjacke“ . . . .........................• • • • 6
FDP verdangt Wissenschaftsplan . . . . . . .  6
Bildungspolitik durch Parteien aus dem Verkehr

g e z o g e n ! .................................  7
Wissenschaftssprecher im B u n d e s ta g ....................... 8
Bundesrechnungshof zur Forschungsfinanzierung 9 
Grenzflächenprobleme im Maschinenbau als Auf­

gabe für die W erkstofforschung.......................... 10
Die W irkstoffe der Gewürze werden untersucht 12
Das Bild des neuen G ym nasium s............................... 13
44 Milionen DM für die W issenschaft......................13
Neuordnung des Pharmaziestudiums in Sicht . . 14
Kurz b e r ic h te t.......................  15
P e r s o n a l i a ....................................................   16
Aus Wissenschaft und K ultur hören Sie: . . . .  20



keit eröffnet, für längere Zeit sich ganz bestimmten For­
schungsarbeiten zu widmen, und es werden besondere 
Stipendien für den wissenschaftlichen Nachwuchs gewährt. 
Durch die ständige Kostensteigerung bei Forschungsarbei­
ten ergab es sich, daß im Jahre 1963 die Zahl der bewillig­
ten Anträge im Normal verfahren gegenüber 1959 nur um 
10% gestiegen war, die Bewilligungssumme stieg jedoch im 
gleichen Zeitraum um 58%. Die Forschungsgemeinschaft 
unterscheidet im Normal verfahren fünf Fachbereiche:
1. die Geisteswissenschaften (einschließlich der Rechts­

und Staatswissenschaften)
2. die Medizin
3. .die Naturwissenschaften
4. die Ingenieurwissenschaften
5. die Landbau-, V eterinär- und Forstwissenschaften.
Nach Ansicht der Forschungsgemeinschaft wird die Ent­
wicklung der Bewilligungen in den nächsten Jahren im 
Normal verfahren stark davon abhängen, in welcher Weise 
und in welcher Zahl neue Lehrstühle geschaffen oder 
besetzt werden, wann die neuen Hochschulen arbeits­
fähig sind, in welchem Umfang man die Etats der wissen­
schaftlichen Hochschulen und anderer Forschungsstätten 
erhöht und nicht zuletzt davon, welche Forschungsförde­
rungspolitik die öffentliche Hand und die Stiftungen be­
treiben werden.
Da sich keiner dieser Faktoren heute bereits stichhaltig 
vorausberechnen läßt, wurde der Finanzbedarf für die 
Jahre 1966 bis 1968 auch nicht auf der Basis der voraus­
sichtlichen Antragszahlen, sondern nach der mutmaßlichen 
Entwicklung der einzelnen Kostengruppen kalkuliert. Die 
Forschungsgemeinschaft vertritt die Ansicht, daß sie w ahr­
scheinlich in zunehmendem Maße dort in Anspruch ge- 

• nommen werden wird, wo neben großem Personal für 
eine Forschungsarbeit umfangreiche materielle Versuchs­
kosten anfallen, z. B. durch kostspielige Versuchseinrich­
tungen und Spezialapparate.
Die auf diese Weise für die Jahre 1966 bis 1968 veran­
schlagte Gesamtsumme für das Norm alverfahren soll jäh r­
lich um etwa 12 bis 13 % steigen. Es ergeben sich daraus 
für die Jahre

1966 70,8 bis 78,2 Mio DM
1967 80,0 bis 88,4 Mio DM
1968 90,5 bis 99,9 Mio DM

Bei den Personalbewilligungen, die bisher rund 50 % der 
gesamten Bewilligungssumme ausmachen, wurde eine 
Steigerung von 10% jährlich angenommen, hingegen 
wurde für den apparativen Aufwand eine Steigerungs­
quote von 20 % festgelegt. Eine Aufteilung nach Fach­
bereichen für die letzten Jahre beweist, daß die Geistes­
wissenschaften nicht zu kurz kommen; im Jahre 1963 er­
hielten sie sogar 23 %  des gesamten Etats. Der Anteil der 
Medizin betrug 18 %, die Naturwissenschaften beanspruch­
ten m it 32 % den größten Teil der Mittel. Der Rest ver­
teilt sich auf Ingenieurwissenschaften (17 %), Landbau-, 
Veterinär- und Forstwissenschaften (insgesamt 10 %). Bei 
den Anteilen der einzelnen Fachbereiche w ird in den 
nächsten Jahren  keine umstürzende Änderung erwartet.

Das Schwerpunktverfahren i
Das Schwerpunktprogramm wurde von der Forschungs­
gemeinschaft im Jahre 1952 zur Förderung wichtiger Spe­
zialgebiete entwickelt. Die Kriegs- und Nachkriegszeit, 
die in den Reihen der W issenschaftler große Lücken hin ­
terließ, führte zu einer Vernachlässigung wichtiger Fach­
gebiete. Wenn das Schwerpunktprogramm auch bereits 
in vielen Gebieten der Forschung mithalf, den Anschluß 
an das Ausland zu finden, so ergeben sich dennoch aus 
den Fortschritten der Forschung immer ständig neue A r­
beitsgebiete, in denen nur wenige Wissenschaftler tätig 
sind, so daß es weiterhin notwendig erscheint, durch 
Schwerpunktförderung die Forschungsvorhaben besonders 
anzuregen und das Interesse des Nachwuchses zu wecken. 
Von 1952 bis 1963 hat die DFG im Rahmen ihres Schwer­
punktprogram m s 243,7 Mio. DM bewilligt.
Wichtige Forschungsergebnisse auf allen Gebieten der 
Wissenschaft konnten erzielt und eine Reihe von Rück­
ständen auf geholt werden, wie in der Untersuchung über 
Stand und Rückstand der Forschung bekundet wird.
Das Schwerpunktprogramm trug aucK wesentlich dazu 
bei, die deutsche Beteiligung an internationalen wissen­
schaftlichen Gemeinschaftsprojekten zu sichern. Hier gilt 
besonders das Beispiel der Meeresforschung (Forschungs­
schiff „Meteor“).

Der wissenschaftliche Nachwuchs wurde durch das Schwer­
punktprogramm aber besonders gefördert. Das in dieser 
Hinsicht besonders intensive Schwerpunktprogramm „Bio­
chemie“ und die Schwerpunkte „Genetik“ und „Geophysi­
kalische Lagerstättenforschung“ sind Beispiele hierfür. In 
der Geophysik hat fast die ganze junge Forschergenera­
tion am Schwerpunktprogramm mitgearbeitet oder ist aus 
ihr hervorgegangen. Alle, auf die neugeschaffenen Ordi­
nariate Berufenen, kommen aus dem M itarbeiterkreis des 
Schwerpunktes „Geophysikalische Lagerstättenforschung“. 
Ebenso wie das Normal verfahren wird im Rahmen der 
Schwerpunktförderung keine Dauerunterstützung gewährt, 
wenn sich die Vorhaben oft auch über mehrere Jahre 
erstrecken.
Für die nächsten drei Jahre hat die Forschungsgemein­
schaft für die Förderung im Schwerpunktprogramm eine 
Konzeption erstellt, die sich nach m ehreren Gesichtspunk­
ten ausrichtet. Einmal zieht sie Folgerungen aus der Denk­
schrift „Stand und Rückstand der Forschung in Deutsch­
land . . . “. Zum anderen unterstützt sie besonders die A r­
beiten auf dem Gebiet der Volksgesundheit. In der Teil­
nahme an internationalen Gemeinschaftsprojekten werden 
der Forschungsgemeinschaft nach ihrer eigenen Konzep­
tion in den nächsten Jahren größere Verpflichtungen er­
wachsen. Dennoch w arnt man in der Forschungsgemein­
schaft davor, in der Beteiligung an internationalen Pro­
jekten das Heil zu suchen und die Forschung im eigenen 
Lande zu vernachlässigen. Vielmehr ist es nach Meinung 
der DFG notwendig, für die Grundlagenforschung bedeu­
tendere Mittel einzusetzen, als w ir für die Mitfinanzierung 
an internationalen Projekten ausgeben. Ein Gesamtüber­
blick über die künftige Gestaltung des Schwerpunktpro­
gramms in den nächsten drei Jahren zeigt, daß sich die 
Forschungsvorhaben über alle Fachgebiete erstrecken w er­
den. Insgesamt veranschlagt man für das Schwerpunkt­
programm in den Jahren:

1966 56 bis 57 Mio DM
1967 62 bis 64 Mio DM
1968 69 bis 71 Mio DM

Bildung von Forschergruppen (Units)

Mit der Bildung von Forschergruppen folgte die For­
schungsgemeinschaft einer Anregung des Wissenschafts­
rates. Die Förderung im Normal- und Schwerpunktverfah­
ren ist zeitlich begrenzt, bietet daher auch keine institu­
tionelle Sicherung. Da es sich jedoch herausstellte, daß 
Arbeitsgruppen, in denen sich Forscher verschiedener 
Disziplinen zusammenfinden, auf längere Sicht finanziert 
werden sollten, hat man sich zur Bildung von Forscher­
gruppen nach dem englischen Vorbild der Units ent­
schlossen. Die Erfahrungen, die man bisher mit diesen 
Units gemacht hat, waren nach Angaben der DFG gerade 
nicht ermutigend, dennoch will man in den nächsten drei 
Jahren weitere vier Forschergruppen finanzieren. Zur 
finanziellen Bestreitung dieser Projekte wurden für die 
nächsten drei Jahre jeweils zwischen 3,1 und 3,5 Mio DM 
veranschlagt.

Hilfseinrichtungen der Forschung ' N

Spezielle, von der Forschungsgemeinschaft ins Leben ge­
rufene Hilfseinrichtungen sind das „Zentralinstitut für 
Versuchstierzucht“ in Hannover, das „Zentrallaboratorium 
für Geochemie der Isotope“ und das Forschungsschiff 
„Meteor“. Für zwei neu zu gründende Hilfseinrichtungen 
liegen in der DFG bereits konkrete Pläne vor. Es soll ein 
Zentrallaboratorium  für M utagenitätsfragen geschaffen 
und eine seismische Registrierstation errichtet werden. 
Zur Bewältigung dieser Projekte sieht die Forschungs­
gemeinschaft für die Jahre 1966 bis 1968 insgesamt 
16,2 Mio DM vor.

Elektronische Rechenanlagen und andere Großgeräte

Für die Erstellung des M ittelbedarfs für die nächsten drei 
Jahre für elektronische Rechenanlagen ist man in 
der Forschungsgemeinschaft von zwei Erwägungen aus­
gegangen. 1. Das Deutsche Rechenzentrum Darm stadt wird 
bei der vorhandenen Ausstattung nur noch kurze Zeit die 
laufend steigende Inanspruchnahme durch die Hochschulen 
und andere Forschungsstätten bewältigen können. Es wird 
daher im DRZ eine Rechenanlage wesentlich größerer 
Leistung errichtet werden müssen. 2. Nicht alle Hochschu­
len verfügen über leistungsfähige Rechenzentren, um den 
lokalen Bedarf zu decken. Diese Hochschulen sollen in den 
nächsten drei Jahren  mit den geeigneten Rechenanlagen 
versehen werden. Für elektronische Rechenanlagen w ur-



"den daher von der Forschungsgemeinschaft für die Jahre 
1966 bis 1968 je 13 bis 14 Mio DM veranschlagt. '
Für den Bedarf an Großgeräten, die für spezielle For­
schungsarbeiten benötigt werden, und der nicht im Rah­
men des Normal- oder Schwerpunktverfahrens befriedigt 
werden kann, hat man für 1966 bis 1968 insgesamt 
24,6 Mio DM einkalkuliert. Nicht enthalten sind in dieser 
Summe Großanlagen für Kernenergieforschung und Groß­
anlagen, für deren Beschaffung Mittel in der Größen­
ordnung von jeweils mehreren Millionen DM erforderlich 
sind, bei denen sich jetzt aber noch keine Angaben über 
Umfang und Zeitpunkt des Bedarfs machen lassen (z. B. 
astronomische Beobachtungsanlagen, Hochleistungsmagnete 
samt Stromversorgungsanlage).

Förderung des wissenschaftlichen Bibliothekswesens
Die Förderung des Bibliothekswesens zur Beschaffung 
wissenschaftlicher L iteratur stellt eine indirekte Form der 
Förderung dar. Die Forschungsgemeinschaft hat ihr För­
derungsprogramm des deutschen Bibliothekswesens in 
m ehrere Sparten unterteilt, um eine gezielte U nterstüt­
zung zu sichern. So finanziert sie die Beschaffung aus­
ländischer wissenschaftlicher L iteratur nach Sondersam­
melgebieten. Als Ergänzung dieser Sondersammelgebiete 
konnten mit Hilfe der Forschungsgemeinschaft zentrale 
Fachbibliotheken errichtet werden (Technische Inform a­
tionsbibliothek Hannover an der Technischen Hochschule, 
Zentralbibliothek der Landbauwissenschaft in Bonn). Eine 
Zentralbibliothek für Medizin und eine für W irtschafts­
wissenschaften ist geplant und soll in den nächsten Jahren 
ausgeführt werden. Neben den zum Teil gut ausgestatte­
ten Universitätsbibliotheken konnten mit Hilfe der DFG 
Spezialbibliotheken von überregionaler Bedeutung ge­
schaffen werden. Neben der Ausstattung von Bibliotheken 
hat die Forschungsgemeinschaft ihr besonderes Augen­
merk auf die Einrichtung „Zentraler K atalogunterneh­
m en“ gerichtet, die das gesamte in- und ausländische 
Schrifttum aller W issensgebiete, erfassen sollen. Hierzu 
gehört auch die Literaturersehließung im Zeitschriften­
wesen. Besondere Bedeutung mißt man in den nächsten 
Jahren  der Förderung der Rationalisierung im Biblio­
thekswesen zu. Insgesamt sieht die Forschungsgemein­
schaft für die Fortführung der Förderung des wissen­
schaftlichen Bibliothekswesens in den nächsten drei Jah ­
ren einen Betrag von 11,6 Mio DM vor.

Diskussion über das Thema
HD — Das Bedürfnis, die Beziehungen zwischen Wissen­
schaft und Politik enger zu knüpfen, als es in Pressebeiträ­
gen und in den seltenen Parlamentssitzungen über dieses 
Thema geschieht, hat letzthin zu einer interessanten Ver­
anstaltung geführt. Die technisch-wissenschaftlichen Verei­
ne im Frankfurter Raum haben in der Jahrhunderthalle 
Höchst ein Podiumgespräch über das Thema „Wozu Wis­
senschaftspolitik?“ veranstaltet, in dem Professor Balke 
als Präsident des Deutschen Verbandes der technisch-wis­
senschaftlichen Vereine die Professoren Raiser als bisheri­
gen Vorsitzenden des Wissenschaftsrates, Hess als den 
langjährigen Präsidenten der Deutschen Forschungsge­
meinschaft, Speer als deren jetzigen Präsidenten, Kuhn als 
Vizepräsidenten der Max-Planck-Gesellschaft und Staats­
sekretär Cartellieri in Vertretung des erkrankten Bundes­
forschungsministers zu Gesprächspartnern hatte.
Einleitend charakterisierte Professor Schultheis/Farb- 
werke Hoechst als H ausherr die Forschungsintensität der 
chemischen Industrie, deren Anteil am Gesamtumsatz der 
deutschen Industrie 9 °/o, am Forschungsaufwand 35 %> be­
trägt. Fast die Hälfte der Fachkräfte werden zum Beispiel 
in Hoechst in der Forschung beschäftigt, wobei die Arznei­
mittelforschung im Vordergrund steht. Seine Hinweise 
ließen, wie leider zu häufig im Bereich des Industrie­
giganten Chemie, die eminente Bedeutung der Beziehun­
gen aller Forschungsgebiete untereinander, einschließlich 
der geisteswissenschaftlichen Disziplinen, vermissen.
Bei aller persönlichen Verbundenheit Bälkes zu den Na­
turwissenschaften und zur Technik bemühte er sich als 
Diskussionsleiter die Bedeutung der Forschung an sich, . 
also auch, ohne jeglichen Nützlichkeitseffekt als das An­
liegen der öffentlichen Wissenschaftspolitik herauszuarbei­
ten. Uber die Frage, „Was ist Wissenschaftspolitik über-

Auslandsbeziehungen
Durch die zunehmende internationale Verflechtung der 
Wissenschaft, die Beteiligung an internationalen Gemein­
schaftsprojekten, kommt der Förderung der Auslands­
beziehungen eine große Bedeutung zu. Die Teilnahme am 
internationalen wissenschaftlichen Leben wurde von der 
DFG bisher durch Reisebeihilfen (die u. a. die Teilnahme 
an ausländischen Kongressen ermöglichen sollen), durch 
Stipendien (wissenschaftliche Aufenthalte im Ausland) 
und durch Finanzierung der Beteiligung an internatio­
naler Gemeinschaftsforschung im Rahmen des Schwer­
punktprogramms gefördert. Der Austausch von Gastpro- ' 
fessoren soll in den nächsten Jahren verstärkt werden; 
eine Erleichterung dieses Programms erfolgt sicher auch 
durch die Errichtung der Gästehäuser an den Hochschulen.
Die Finanzierung von Kongreß- und Vortragsreisen soll 
in Zukunft besser dotiert werden. Mit Hilfe von Sonder­
mitteln des Bundes wird eine Verstärkung des Wissen­
schaftleraustausches mit der Sowjetunion angestrebt. Für 
die Jahre 1966 bis 1968 rechnet man mit Gesamtaufwpn- 
dungen von jährlich 500 000 bis 550 000 DM.
Finanzplan beinhaltet keine Bindung der Mittel
Das Geheimnis einer erfolgreichen und gezielten, jedoch 
langfristig, geplanten Forschungsförderung liegt in der 
Tatsache, daß sie möglichst flexibel gestaltet werden muß. 1 
Wissenschaft und technische Entwicklung verändern nicht 
nur in immer rascherem Tempo unsere Umwelt, sondern 
auch die Verhältnisse innerhalb von Wissenschaft und For­
schung sind oft radikalen Veränderungen unterworfen. 
Heute geplante Forschungsarbeiten können morgen oft 
schon als überholt betrachtet werden. Die wissenschaft­
lichen Gremien der Forschungsgemeinschaft betonen da­
her, daß die im Finanzplan für die nächsten Jahre er­
stellten Projekte die vorgesehenen Gelder in keiner Weise 
bereits heute in allen Einzelheiten binden. Der Finanz­
plan wurde nur erstellt, um einen Überblick zu gewinnen. / 
Die definitive Entscheidung über die Vergabe von Mitteln 
für einzelne Forschungsvorhaben soll sehr kurzfristig er­
folgen. Auf diese Weise w ird das Förderungsprogramm 
flexibel und gestattet den wissenschaftlichen Gremien 
der DFG, neu auftauchende und für Deutschlands For­
schung wichtige und interessante Vorhaben zu fördern. 
Dieser Finanzplan ist daher nicht als festes, unumstöß­
liches Förderungsschema zu bewerten, sondern als eine 
Vorausschau mit sehr realen Zahlen über die Bedürfnisse 
für die Förderung der Forschung in den nächsten drei 
Jahren. J. P.

: Wissenschaft und Politik
haupt“, zeichneten sich die Meinungen der drei Wissen­
schaftler gegenüber den beiden Politikern, wenn auch 
nicht konträr, so auch nicht konform ab. So betonte Speer 
den Anspruch der Wissenschaft zur Eigenentwicklung 
durch Selbstverwaltung, und auch für Raiser ist es die 
alleinige Sache des Wissenschaftlers, sein Forschungsgebiet 
zu bestimmen. Er unterliege darin in der Bundesrepublik 
als Land der freien Welt in keiner Hinsicht einer poli­
tischen Instanz. Hess konzedierte mit Zustimmung von 
Kuhn, daß die Notwendigkeit, in der Forschung Schwer­
punkte zu wählen, bereits Wissenschaftspolitik sei. Daß 
die internationale Lage die deutsche Beteiligung an Groß­
forschungsobjekten wie Atom- und Weltraumforschung, 
an Gemeinschaftsforschungen in der Atmosphäre und auf 
den W eltmeeren sowie die Förderung durch Bund und 
Länder erfordere, wurde von Cartellieri betont.
Als Dirigent des Gespräches vermied es Balke, daß sich 
Gegensätze in den Auffassungen vertiefen konnten. Um 
die U niversalität der Wissenschaft von der Organisation, 
also von ihren Institutionen und deren Funktion her zu 
überprüfen, versuchte er hierüber Klarheit zu schaffen. 
Es bestätigte sich die Auffassung Hess“, daß es nicht genügt, 
nach den Satzungen zu werten, sondern daß das Optimum 
im Verhältnis zwischen Aufwendungen und Leistungen 
ausschlaggegebend ist. Dieses Optimum ist weniger durch 
äußere Einwirkung als vielmehr durch die innere S truktur 
zu erzielen. Der Wissenschaftsrat habe seine A utorität 
nicht durch Entscheidungen, sondern durch Empfehlungen 
erlangt, und Raiser verneinte Balkes Frage ausdrücklich, 
ob der Wissenschaftsrat einer besseren gesetzlichen Grund­
lage bedürfe. Auch die Frage, ob ein Forschungsförde­
rungsgesetz gebraucht werde, w ird nicht bejaht, obwohl 
die Wissenschaft nicht so „w ahlstark“ *wie andere Aspi­



ranten  auf die öffentlichen Mittel ist. Die frühere Neigung 
des Bundesforschungsministeriums zu einer gesetzlichen 
Regelung wird von Cartellieri nicht mehr bestätigt, und 
Raiser mißbilligt geradezu den Hinweis auf wahlschwache 
und wahlstarke K ontrahenten in der Politik. Nicht die 
Wahlstimmen entscheiden über die Wissenschaft als das 
gemeinsame nationale Anliegen, sondern die öffentliche 
Meinung als solche ist mitbestimmend geworden. 
Wissenschaftspolitik wächst rasch aus dem nationalen 
Rahmen heraus und in den internationalen Rahmen hin­
ein. Aufgaben und Methoden in der Wissenschaft haben 
den nationalen Rahmen längst gesprengt. Nur noch in der 
Frage der Finanzierung ist er geboten; aber auch dafür 
verstärkt sich der internationale Einfluß zunehmend und 
bestimmt das Gesetz des Handelns. Wissenschaftspolitisch 
bedeutsam bleibt nach Auffassung Cartellieris die Auf­
teilung der Forschungsaufgaben, zwischen nationaler und 
internationaler Zuständigkeit. Was sich irgend zur natio­
nalen Forschungsarbeit eignet, sollte innerhalb der eige­
nen Grenzen geleistet werden. Je größer aber die in ter­
nationale Wirkung wäre, umso größer müsse auch die 
nationale Anstrengung sein, ergänzte Balke. In eine Er­
örterung des Bundesforschungsberichtes wurde auf seinen 
Wunsch nicht eingetreten, um der parlamentarischen Be­
handlung nicht vorzugreifen.

Uber die Wechselbeziehungen zwischen Freiheit der Wis­
senschaft und dem politischen Interesse an Forschungs­
schwerpunkten dirigierte Balke die Erörterungen zur Si­
tuation an unseren Hochschulen und deren Aufgabe, 
quantitativ wie qualitativ für den Nachwuchsbedarf der 
deutschen Forschung zu sorgen. Dürfen neue Hochschulen 
errichtet werden, wenn die alten noch nicht hinreichend 
ausgestattet sind? Sind neue Hörsäle wichtiger als neue 
Labors? Ist der Bildungsweg zu verbreitern, ehe die Hoch­
schulen ausreichend aufnahme- und leistungsfähig sind? 
Der Alternativen gibt es kulturpolitisch viele. Ist die 
G rundausstattung der Schulen wichtiger als das zuneh­
mende Bedürfnis nach Schwerpunktausstattungen der Be­
rufs-, Fach- und Hochschulen? Daraus ergibt sich als 
Quintessenz der Erörterungen, daß Wissenschafts- und 
Kulturpolitik sich als die Summe aller Maßnahmen er­
weist, durch die Freiheit und Nützlichkeit zugleich ab­
gesichert werden.

Das gilt auch für die Beantwortung der Nachwuchsfrage. 
Die Ziffern, die heute so gern geboten werden, leiten nur 
irre. Entscheidend bleibt das richtige Verhältnis zwischen 
Qualität und Quantität. Wenn die Quantität nicht aus­
reicht, kann gerade in der Wissenschaft durch Qualität 
viel ersetzt werden. Die Abiturientenschleuse hat hierbei 
regulative Funktionen. Speer hofft, daß auch durch 
Straffung der Studiengänge die Qualität verbessert und 
das Problem der Quantität überwunden wird. Es sei nicht 
gut, die vorhandenen Begabungsreserven ausschließlich 
für die akademischen Berufe zu mobilisieren. Auch viele 
andere Berufe könnten daran mit Nutzen partizipieren 
und dann umso eher auf das Abitur verzichten.

Das Thema Bildungsplanung und Bildungsökonomie ent­
fachte neue Meinungen. Sie schließen vielerlei Risiken für 
das Individium wie für die Gesellschaft e in 'u n d  nähern 
sich nur allzu leicht totalitären Mustern. Nicht als Diri­
gismus und Verplanung des einzelnen Menschen, sondern 
als Vorausschau und Vorausberechnung charakterisierte 
Raiser unsere Lage darin. Es gelte gerade, die Freiheit 
der Ausbildung und der persönlichen Entwicklung stärker 
zu sichern, als es im allzu freien Spiel der K räfte sonst 
heute möglich wäre. Balke verglich die uns heute gestellte 
Aufgabe der Bildungsplanung m it einem Fahrplan, der 
jedem die Entscheidung, welchen Zug er benutzen wolle, 
freistelle. Cartellieri ergänzte, daß sie auch berufen sei, 
das Bildungsgefälle in der Bundesrepublik zu überwinden, 
die Schwerpunkte richtig zu erkennen und auszustatten, 
die Zahl der Studierenden und die Zahlen des Berufs­
bedarfs einander anzunähern.

An das Ende des Gespräches stellte Balke die Frage nach 
der fachlichen Fortbildung aus Neigung wie aus dem 
Berufszwang heraus. Was geschieht mit unseren Menschen, 
die unter hohem Einsatz von eigenen und öffentlichen 
Mitteln, von Zeit, Fleiß und sonstigen Opfern ihren Stu­
dienabschluß mit gutem Erfolg erzielt haben, um ihr 
ganzes so mühsam erworbenes Wissen nach m itunter 
schon fünf Jahren  als veraltet bewerten zu müssen? In den 
Naturwissenschaften und der Technik sind zur Zeit etwa 
fünf Jahre die Spanne für die nächste wissenschaftliche

16 Millionen DM für Forschungsvorhaben

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die vom Bund, von 
den Ländern und vom Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft finanziert wird, hat im Februar 16 Millionen 
DM für Forschungsprojekte in allen Bereichen der Wis­
senschaft vergeben. Größere Beträge wurden unter an­
derem für elektronische Rechenanlagen, für Untersuchun­
gen zur Reinhaltung der Luft und für die medizinischen 
Schwerpunktprogramme „Nierenforschung“ und „Nerven­
system“ bereitgestellt.

Stufe des Fortschritts. Die Nutzungsdauer des Wissens­
standes wird immer kürzer. Der Abreibungskoeffizient 
immer größer. Das gilt nicht nur für den Praktiker, es 
gilt in besonderem Maße für die Ausbilder und Lehrkräfte 
in den Schulen wie Hochschulen, in der Forschung und in 
der Wirtschaft. Hier müssen Fortbildungskurse, Studien­
zeiten und das Prinzip der education permanente neue 
Formen und Wege anbieten. Auch aus den internationalen 
Verhältnissen heraus wird diese Aufgabe in unserer 
Wissenschaftspolitik immer dringlicher. Es fehlt durchwegs 
noch an den Institutionen, die diese Fortbildung in den 
Berufen konsequent und breit genug lösen.

Alle vorangegangenen Bemühungen werden vergeblich 
gewesen sein, wenn Ausbildung u n d  Fortbildung in der 
Sache wie in der Person nicht auf die Dauer gesichert 
werden. Für die große Frage „Wie?“ geben uns andere 
Länder manche Beispiele. Weil es keine Patentlösungen 
gibt, ist es wichtig, daß bei uns Wissenschaftspolitik auf 
breiter Basis aktiv betrieben wird. Die Situation sei 
keineswegs so hoffnungslos, wie sie gern von der Oppo­
sition hingestellt werde, konnte Balke als Fazit des Ge­
spräches feststellen. Gutes Planen setzt zeitiges Erken­
nen, richtiges Schätzen und eine sichere Vorbereitung des 
praktischen Weges voraus. Dann wird sich zeigen, daß 
die Qualität bei uns immer noch größere Reserven hat 
als die Quantität. Dr. H. S.
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VDS fordert erneut höhere Stipendien
250 DM reichen nicht für das Existenzminimum — Ende April Studententag in Bonn unter der Parole

„Was ist dem Staat der Nachwuchs wert?“

HD — Nach Verabschiedung des Haushalts im Bundestag, 
der keine Erhöhung der Studienbeihilfe nach dem Hon­
nefer Modell brachte, wandte sich der Verband Deutscher 
Studentenschaften erneut mit der Forderung auf Erhö­
hung des Stipendiums von 250,— DM monatlich auf 
320,— DM an die Öffentlichkeit. Bereits im September 
vorigen Jahres konnte der VDS in einem Memorandum zu 
dieser Frage nachweisen, daß der seit Mai 1964 gültige 
Forderungsbetrag nicht einmal zur Deckung des Existenz­
minimums ausreicht. Selbst der nun geforderte Betrag 
von 320,— DM basiert auf einer Sozialerhebung, die Mitte 
des Jahres 1963 durchgeführt wurde, und droht durch die 
Preislawine in absehbarer Zeit überholt zu werden. Nach 
Ansicht des VDS bleibt das Ziel, durch die Studienförderung 
die studienzeitverlängernde und kostensteigernde Werk­
arbeit überflüssig zu machen, auf diese Weise utopisch. 
Vielmehr werden immer mehr Studenten gezwungen, zur 
teilweisen oder ganzen Finanzierung ihres Lebensunter­
haltes W erkarbeit zu leisten. Derzeit finanzieren auf diese 
A rt 22 °/o aller Studenten ihr Studium. Der Föi'derungs- 
betrag von 250,— DM basiert auf Berechnungen aus dem 
Jahre  1960, wurde jedoch erst im Mai vorigen Jahres, also 
vier Jahre später, anerkannt. Diese Tatsache beweist be­
sonders augenfällig, welche Diskrepanz zwischen der Höhe 
der Forderungsbeträge und den tatsächlichen Lebenshal­
tungskosten besteht. Um alljährlich wieder kehrenden Pro­
testen, in denen eine Verbesserung des Honnefer Modells 
verlangt wird, auszuweichen, regt der VDS die Konstituie­
rung eines wissenschaftlichen Beirats an. Aufgabe dieses 
Beirats sollte es sein, die Preisentwicklung in der Bun­
desrepublik laufend unter Kontrolle zu halten, um jäh r­
lich die Förderungs- und Freibeträge korrigieren zu kön­
nen. Dieser Vorschlag kommt dem Modell der Renten­
dynamik sehr nahe. Selbstverständlich m üßte m it der 
Erhöhung der Förderungsmeßbeträge gleichzeitig eine An­
hebung der Freibeträge für das Einkommen erfolgen, da­
mit neue Bevölkerungsschichten in das Honnefer Modell 
mit einbezogen werden, oder zumindest der Stand der 
letzten Jahre gesichert werden kann.

Scharfe Kritik an der Bildungspolitik der Bundesregierung

Als im Herbst vorigen Jahres der VDS sein Memorandum 
zum Honnefer Modell vorlegte, wurde dieses von der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz und dem Deutschen 
Studentenwerk gutgeheißen. V ertreter aller Parteien spra- 

/ chen sich für diese gerechte Forderung aus und ließen 
durchblicken, daß sie sich im Bundestag für eine Erhö­
hung einsetzen werden. Auch die Kultusministerkonferenz 
unterstrich die Notwendigkeit einer Verbesserung der 
Studienförderung und ersuchte die Finanzminister def 
Länder und des Bundes, dafür die Mittel bereitzustellen. 
Die Bundesregierung, voi’an der Innenminister, sprachen 
sich ebenfalls für die Hinaufsetzung des Stipendiums von 
250,— DM auf 320,— DM aus. Jedoch ist bis heute von 
seiten des Bundes nichts unternommen worden, um die 
Beteuerungen in die Tat umzusetzen. Selbst ein im Bun­
destag von der SPD gestellter Antrag, die Förderung nach 
dem Honnefer Modell ab 1. Oktober 1965 auf 320,— DM 
aufzustocken und die dafür erforderlichen Mittel in  Höhe 
von 4 Mio DM durch eine Kürzung der Zuschüsse für die 
Parteienfinanzierung bereitzustellen, fand keine Mehrheit. 
Ein Sprecher des VDS bezeichnete dieses Verhalten als 
typisch für die Bildungspolitik der Bundesregierung, und 
es gibt den W illenserklärungen der politisch verantw ort­
lich Kräfte, dem Ausbau des Bildungswesens und dem er­
w eiterten Zugang zu allen Bildungseinrichtungen größte 
Aufmerksamkeit zu schenken, einen „rein deklamato­
rischen C harakter“. Nach Ansicht des VDS sei es un trag ­
bar, noch ein Jah r auf eine Verbesserung der Studien­
förderung zu warten. Die Studentenschaft richtet daher an 
die Bundesregierung und an die Parteien den dringlichen 
Appell, noch in diesem Jah r ihre Forderungen zu verw irk­
lichen.

Um auf die deutsche Bildungskatastrophe besonders h in ­
zuweisen und ihr ein besonderes Echo in der Öffentlich­
keit zu verschaffen, will die Studentenschaft am 1. Juli 
voraussichtlich eine „Aktion Bildungsnotstand“ ins Leben 
rufen.
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Besondere Kritik übte ein Sprecher des VDS an dem am 
5. März vom Bundestag verabschiedeten Ausbildungs­
beihilfengesetz. Er bezeichnete es als eine verfehlte bil­
dungspolitische Maßnahme und vertra t die Ansicht, daß 
dieses Gesetz keinen Ersatz für eine umfassende und 
gezielte Ausbildungsförderung bieten könne.

VIII. Deutscher Studententag in Bonn
Das Programm des VIII. Deutschen Studententages läßt 
eine scharfe Auseinandersetzung der Studentenschaft mit 
der Bildungspolitik der Verantwortlichen unseres Staates 
erwarten. Der Studententag, der in der Zeit vom 24. IV. 
bis 29. IV. stattfindet, steht unter dem Motto „Was ist dem 
Staat der Nachwuchs w ert?“. Der Auftakt für die Beant­
wortung dieser Frage wurde bereits mit der Forderung 
auf Erhöhung der Studienförderung von 250,— DM auf 
320,— DM monatlich gemacht. Sprecher aller Parteien 
wurden aufgefordert, sich an diesem Studententag zur 
Frage eines Ausbildungsförderungsgesetzes zu äußern. 
Willi Brandt hat zugesagt, die Auffassung der SPD dar­
zulegen. Erich Mende wird für die FDP sprechen. Der 
V ertreter der CDU steht noch nicht fest.
In mehreren Arbeitskreisen sollen die Leitlinien für die 
Initiativen des VDS in den nächsten Jahren am bildungs­
politischen Sektor erarbeitet werden. Ein Arbeitskreis 
wird sich mit Fragen der Bildungsplanung beschäftigen, 
ein zweiter mit der Problematik der Ausbildungsförde­
rung. Von diesem Arbeitskreis sind sehr konkrete Vor­
schläge für ein Ausbildungsförderungsgesetz und eine 
massive Kritik an der „konzeptionslosen Studentenförde­
rung“ des Staates zu erwarten. In einem dritten Arbeits­
kreis wird das Problem der wirtschaftlichen Selbsthilfe 
der Studentenschaft behandelt werden.

Minister Lenz für einheitliche Bildungspolitik
Für eine „Entkrampfung“ des Verhältnisses zwischen 
Bund und Ländern und für eine vertrauensvolle Zusam­
menarbeit zwischen diesen Partnern  sprach sich der Bun­
desminister für wissenschaftliche Forschung, Hans Lenz, 
auf einer Pressekonferenz aus. Bundesminister Lenz ver­
band damit die Forderung nach einer einheitlichen Bil­
dungspolitik, die angesichts des akuten Nachwuchsman­
gels in Wissenschaft und Forschung mehr denn je ein 
Gebot der Stunde sei.
Zur W eltraumforschung bem erkte der Minister, viele 
Projekte auf diesem Gebiet überstiegen die finanziellen 
Möglichkeiten eines einzelnen Staates. Daher beteilige 
sich die Bundesrepublik an internationalen Forschungs­
und Entwicklungsprogrammen. Man müsse jedoch davor 
warnen, wegen hoher internationaler Beiträge die Förde­
rung der W eltraumforschung im eigenen Lande zu ver­
nachlässigen. „Die Aufwendungen auf nationaler Ebene 
müssen mindestens doppelt so hoch sein. Das ist eine alte 
Erfahrungstatsache. Leider sind wir noch nicht so weit. 
Nur wenn wir im eigenen Lande wesentlich mehr investie­
ren, werden wir auch der großen Bedeutung der Welt­
raumforschung für die gesamte Wirtschaft und damit für 
den Lebensstandard des einzelnen gerecht.“ Große Bedeu­
tung wird daher dem in Kürze erscheinenden „Memo­
randum  W eltraumforschung“ beigemessen. Wie der „Bun­
desbericht Forschung I“ und das deutsche Atomprogramm 
stellt es ein Rahmenprogramm für m ehrere Jahre dar. 
E rfreut zeigte sich Bundesminister Lenz über die deutsche 
Kernreaktorentwicklung. Er hofft, daß die Bundesrepublik 
schon in wenigen Jahren  ein bedeutendes K ernreaktor- 
Exportland sein wird. Außerdem “werden wir in der Ent­
wicklung des schnellen Brutreaktors, in dem die K ern­
energie rationeller genutzt werden kann, in der Welt 
wahrscheinlich bald führend sein“.

An den wissenschaftlichen Hochschulen Niedersachsens 
waren im Wintersemester 1964/65 22 064 Studenten ein­
geschrieben, gegenüber 22 236 im Sommersemester 1964. 
Der größte Teil davon besuchte die Universität Göttingen 
(9847). An der Technischen Hochschule Braunschweig h a t­
ten sich dagegen 5480 Studierende imm atrikuliert, an der 
TH Hannover 5013, an der TH Clausthal 1087 und an der 
Tierärztlichen Hochschule Hannover 637.



Die Hochschule in der „selbstgestrickten Zwangsjacke”

D i e  o r g a n i s a t o r i s c h e  T r e n n u n g  v o n  F o r s c h u n g  u n d  L e h r e  f o r ­

d e r t e  d e r  F r e i b u r g e r  O r d i n a r i u s  f ü r  P h i l o s o p h i e  u n d  P s y c h o ­

l o g i e ,  R o b e r t  H e i s s ,  i n  d e r  F e b r u a r - A u s g a b e  d e r  M o n a t s ­

z e i t s c h r i f t  „ M e r k u r " .  E i n e  a u s f ü h r l i c h e  R e z e n s i o n  s e i n e s  

A u f s a t z e s  d u r c h  K a r l  K o r n  ( „ F r a n k f u r t e r  A l l g e m e i n e " , 2 4 .  2 .  

1 9 6 5 )  g a b  d a n n  d e n  A n s t o ß  z u  e i n e r  i n t e r e s s a n t e n  D i s k u s ­

s i o n ,  i n  d e r e n  V e r l a u f  s i c h  d e r  K a r l s r u h e r  G e l e h r t e  P r o f .  D r .  

K a r l  S t e i n b u c h  m i t  e i n e m  b e m e r k e n s w e r t e n  B e i t r a g  z u  W o r t  

m e l d e t e .  W i r  z i t i e r e n  s e i n e  A u s f ü h r u n g e n  i m  f o l g e n d e n ;  

v o n  e i n e r  u n w e s e n t l i c h e n  K ü r z u n g  a b g e s e h e n :

Es gibt keinen Zweifel daran, daß es mit unseren hohen 
Schulen nicht allzu gut steht und daß die Öffentlichkeit 
ein gutes Recht hat, über deren Probleme zu diskutieren. 
Im Gegensatz zum Rezensenten des obengenannten Auf­
satzes glaube ich nicht, daß die Trennung von Forschung 
und Lehre die 'entscheidende Lösung unseres Problems 
bringt. Hier stehen sich Vor- und Nachteile so ausgewogen 
gegenüber, daß günstigenfalls kleine Vorteile zu erwarten 
sind. Diese Frage ist im Kreise der Hochschulen schon sehr 
oft diskutiert worden, und ich bin überzeugt davon, daß, 
wenn sich ein wesentlicher Vorteil durch diese Trennung 
tatsächlich erhoffenließe, die Mehrzahl der Professoren ihr 
zustimmen würde.

Mir scheint, die wirklichen Kernprobleme der sich nicht 
ereignenden Hochschulreorganisation liegen ganz wo­
anders. Die an unseren hohen Schulen praktizierte Organi­
sationsform (vereinfacht: Jeder Professor darf bei allem 
mitreden, aber keiner ist für etwas verantwortlich) führt 
zu einer totalen organisatorischen Immobilität. Ein ver­
ehrter Kollege bezeichnete diesen Zustand einmal sehr 
trefflich als „selbstgestrickte Zwangsjacke“. Das Prinzip, 
daß alle wesentlichen Entscheidungen durch große Gre­
mien beschlossen werden müssen, verhindert jeden schnel­
len und jeden nicht trivialen Entschluß. Daß so wirkungs­
volle Prinzip der freien Konkurrenz ist in unserer Wis­
senschaftspolitik ausgeschaltet.

Der weitverbreiteten Einsicht, daß es so nicht w eiter­
gehen kann, steht die noch weiter verbreitete Erfahrung 
gegenüber, daß „helfende“ Eingriffe staatlicher Instanzen 
von einer bestürzenden Problemferne sind und die Miß­
stände nur noch vergrößern. W ährend in allen durch­
rationalisierten Organisationen das Prinzip selbstverständ­
lich ist, alle Vorgänge von der niedrigstmöglichen Instanz . 
erledigen zu lassen, herrscht an den hohen Schulen das 
entgegengesetzte Prinzip, alles und jedes über den höchst­
möglichen Dienstweg zu leiten. Die Senate beschäftigen 
sich umständlich mit Problemen, die in einer gutgeleite­
ten Firm a vom Direktionssekretär selbstständig erledigt 
werden. Wenn dann in den bis gegen M itternacht dauern­
den Senatssitzungen die wesentlichen Fragen endlich zur 
Sprache kommen sollen, ist das verständliche Hauptmotiv, 
nun endlich Schluß zu machen.

Selbstverständlich gibt es gewisse verwaltungsähnliche 
Funktionen, die immer in der Verantwortung der Hoch­
schullehrer bleiben müssen. Hierzu ist vor allem die Aus- | 
wähl des Hochschullehrernachwuchses zu rechnen, weiter 
die Studienpläne und ähnliches. Die Abwicklung der zeit­
raubenden und zermürbenden Haushaltsfragen (Anträge 
mit ausführlicher Begründung jedes Details in zehnfacher 
Ausfertigung), das Chaos des Stipendienwesens, alle die 
wirtschaftlichen und technischen Randprobleme der Hoch­
schulexistenz sollten den Hochschullehrern so schnell wie 
möglich abgenommen und kompetenten Verwaltungsfach­
leuten übertragen werden.

Der Ruf auf einen Lehrstuhl macht gegenwärtig aus einem 
möglicherweise guten Wissenschaftler oder Ingenieur pri­
m är einen schlechten Verwaltungshilfsbeamten. Vermut­
lich gibt es keine andere Organisation, in der hochwertige 
Spezialisten so zweckentfremdet beschäftigt werden. Im 
letzten W intersemester w ar ich (als gegenwärtiger Ab­
teilungsleiter) mit den Fragen des Haushaltes 1965 und 
den Beantragungen für 1966 und ähnlichen Aufgaben 
monateweise so ausgelastet, daß für Forschung überhaupt 
keine Zeit m ehr w ar und die Vorlesungen nur noch Stör­
effekte bei der V erwaltungsarbeit waren. Aus Gesprächen 
und Briefen mit m ehreren Kollegen weiß ich, daß dies 
kein Einzelfall, sondern typisch ist.

Ich glaube, die Öffentlichkeit hat nicht nur ein Recht, son­
dern auch die Pflicht, diese Situation realistisch zu sehen.

Die hohen Schulen haben eine lebenswichtige Aufgabe in 
unserer modernen Industriegesellschaft. Es wäre eine ge­
fährliche Täuschung, wenn diese Gesellschaft auf Grund 
der ausgegebenen Milliarden die Illusion hätte, nun wäre 
alles gut. Mancher Hochschullehrer hat eher das Gefühl, 
in einem Sumpfe fehlorganisierter Geschäftigkeit immer 
weiter unterzusinken. Es erscheint mir eine Selbsttäu­
schung mancher Hochschullehrer zu sein, wenn angenom­
men wird, sie könnten allein einen Ausweg aus diesem 
Sumpfe finden. Ein solcher ist ohne tiefgreifende Verände­
rungen der Wissenschaftspolitik und Wissenschaf tsverwal- 
tung nicht denkbar, insbesondere der kameralistischen 
Prinzipien dieser Verwaltung. Solche Veränderungen dür­
fen aber von den politischen Instanzen nicht mit roher 
Gewalt dekretiert werden, sondern müssen mit viel Ein­
fühlungsvermögen und nach gründlicher Beratung mit 
sachverständigen Professoren durchgeführt werden.

„Honnefer Modell“ auch auf Schulen ausdehnen

HD — Die Freien Demokraten haben einen Wissenschafts­
plan der Bundesregierung gefordert. Gleichzeitig brachten 
sie eine Große Anfrage zu sechs Punkten der Wissenschafts­
und Bildungspolitik im Bundestag ein. Die FDP verlangt 
von der Bundesregierung Auskunft über die Möglich­
keiten, in enger Zusammenarbeit mit den Ländern einen  ̂
Wissenschaftsplan vorzulegen. In diesen Wissenschaftsplan 
sollen die für die Forschung notwendigen Mittel in ein 
langfristiges Finanzierungsprogramm, das Bund und Län­
der gemeinsam aufstellen sollen, eingegliedert werden. Zum 
anderen soll mit dem Wissenschaftsplan ein Programm 
zum allgemeinen und speziellen Ausbau sowie zur lang­
fristigen Finanzierung der Forschungseinrichtungen und 
der Hochschulen verbunden werden. Die FDP hält es für 
notwendig, daß Prioritäten im Bereich der Wissenschaft 
und Bildungspolitik bestimmt werden.
Gleichzeitig verlangen die Freien Demokraten eine ver­
besserte Förderung schon im Bereich der Schulen und 
durch Ausbau und Verbreiterung des zweiten Bildungs­
weges sowie der systematischen Fortbildung. Vor der 
Presse in Bonn sagte der FDP-Abgeordnete Karl Moersch, 
es sei wünschenswert, daß das Honnefer Modell auch auf 
die Gymnasien in der Oberstufe ausgedehnt werde. Ein 
Bund-Länder-Abkommen könne diese Frage regeln. 
Moersch kritisierte die Gewährung eines „Studenten- und 
Schülergehaltes“ in Form einer Ausbildungsbeihilfe von 
40 Mark monatlich innerhalb der Kindergeldzahlungen • 
des Bundes. S tatt 450 Millionen Mark für diesen Zweck 
jährlich auszugeben, hätte ' nach Ansicht von Moersch ein 
Betrag von 150 Millionen Mark ausgereicht, um eine ge- .. 
zielte Ausbildungsförderung an Schulen und Hochschulen *on 
zu betreiben. er
Die FDP befürwortet eine Förderung des privaten Stif­
tungswesens m it dem Ziel, in erheblich vermehrtem Um­
fang wissenschaftliche Institutionen auf der Basis des 
privaten Stiftungsrechts zu schaffen. Moersch kündigte an, 
daß die Freien Demokraten steuerliche Anreize für Stif­
tungen zugunsten der Wissenschaft anstreben. Die FDP 
werde Vorschläge zur Änderung des Steuergesetzes, insbe­
sondere der Erbschaftssteuer in diesem Zusammenhang 
vorlegen.
Nach Ansicht der FDP muß auch die Hochschulstatistik 
verbessert werden, um differenziertere und umfassendere 
Unterlagen als Grundlage der Planung für Wissenschaft, 
Forschung und Bildung zu erhalten.

Wenige Tage später brachte die FDP-Bundestagsfraktion 
eine Kleine Anfrage in zwölf Punkten ein. Die Bundes­
regierung will über den Stand des Ausbaus der Hochschu­
len, über steuerliche Förderung von Stiftungen sowie 
über die deutsche Mitwirkung in internationalen wissen­
schaftlichen Einrichtungen berichten.

Bedenken gegen die Novelle zum niedersächsischen Schul­
gesetz hat der Gesamtverband niedersächsischer Lehrer 
angemeldet. Der Verband vertritt die Auffassung, daß 
der Entwurf über die Bestimmungen des Niedersachsen- 
Konkordats hinausgehe und daher nicht erforderlich sei.

FDP verlangt Wissenschaftsplan



Bildungspolitik durch Parteien aus dem Verkehr gezogen!
Eröffnung der 17. ordentl. Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher Studentenschaften in Mainz

Dr. Dichgans fordert Studienzeit-Verkürzung

HD — Eine scharfe Auseinandersetzung mit der Bildungs­
politik der Parteien in der Bundesrepublik ist von der 
Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher Studen­
tenschaften zu erwarten. Nach den Worten des Vorsitzen­
den Emil Nutz bei der Eröffnung der M itgliederversamm­
lung wird sich die deutsche Studentenschaft nicht damit 
abfinden, daß die Diskussion um unsere Bildungssituation 
von unseren Parteien sozusagen „wie ein falscher 
50 D-Mark-Schein“ aus dem Verkehr gezogen worden ist. 
Nutz kündigte an, daß sie in den nächsten Wochen und 
Monaten Diskussionsbeiträge liefern wird, deren Eindeu­
tigkeit eine klare Antwort der Parteien kaum vermeidbar 
machen dürfte. Es ist möglich, daß die Studentenschaft 
dabei zu Maßnahmen greifen werde, die ansonsten im 
studentischen Raum durchaus ungewöhnlich sind. Eine 
Verbesserung des Honnefer Modells und ein umfassendes 
Ausbildungsförderungsgesetz wurde von Herrn Nutz in 
seinen einleitenden Worten gefordert. Außerdem forderte 
der Vorsitzende des Verbandes Deutscher Studentenschaf­
ten, daß die studentische Selbstverwaltung mit den Auf­
gaben der sozialen Selbsthilfe betraut und daß ihr für 
ihre Arbeit eine feste Rechtsstellung gewährt werde. 
„Man erweist der Demokratie einen schlechten Dienst, 
wenn man das Potential an Verantwortungsbereitschaft,

^  das hier seit Jahren in der Studentenschaft vorhanden ist,m immer wieder zurückweist.“ Das Bild vom freien und ver-
^  antwortlichen Studenten sei für die Studentenschaft keine 

Phrase, sondern ein Programm.
Die 17. ordentl. Mitgliederversammlung, an der die Dele­
gierten von 56 Studentenschaften als Vertreter von mehr 
als 273 000 Studierenden teilnehmen, wird im Rahmen 
ihrer einwöchigen Tagung die Richtlinien für die Arbeit 
des Verbandes in den nächsten 12 Monaten aufstellen. 
Schwerpunkte der Beratung sind, wie bereits in den ein­
leitenden Worten des Vorsitzenden angedeutet wurde, 
Studentenschaftsfragen, besonders sollen hierin Vorschläge 
für ein Studentenschaftsrecht, für studentische K ultur­
arbeit und Studentensport erarbeitet werden.
Einen zweiten Schwerpunkt stellt die Behandlung von 
sozialen Fragen dar. Hier sind konkrete Vorschläge für 
ein Ausbildungsbeihilfengesetz, für eine studentische 
Krankenversorgung auf Bundesebene und für eine Neu­
regelung des Bundesjugendplanes zu erwarten. Aber auch 
Hochschulfragen, besonders Bildungswerbung, Lehrer­
bildung, Lehrkörperstruktur, Studienreform und Bildungs­
ra t werden besprochen. Außerdem sollen die Möglichkeiten 
für eine Aufnahme studentischer Beziehungen zu Israel 
und zu den osteuropäischen Ländern einer genauen Be­
trachtung unterzogen werden.

. Studentenschaften sollen Rechtsbasis erhalten
P  Für einen besseren Rechtsstatus der Studentenschaft sprach 

sich Bundesinnenminister Höcherl in seiner Begrüßungs­
ansprache an die M itgliederversammlung aus. Zur Frage 
der Verbesserung des Honnefer Modells erklärte der Mi­
nister auf die Anwürfe hin, daß die Studentenschaft „nicht 
die Hoffnung verlieren solle“, und daß er sich für eine Ver­
besserung der Studienförderung einsetzen werde. Zur 
Klärung der Fragen rund um den Bildungsrat werden 
sich, wie Höcherl verlautete, in allernächster Zeit Bund 
und Länder an den Verhandlungstisch begeben. Nach 
Minister Höcherl gehe es vor allem darum, daß für den 
Bildungsrat ein Status gefunden werde, der dem des 
W issenschaftsrates ähnlich sei. Aufgabe des Bildungsrates 
solle es sein, nicht nur Fragen schultechnischer Art zu 
behandeln, sondern es wäre auch seine Pflicht, die Bil­
dungspolitik der Bundesrepublik in wesentlichen Punkten 
auf die Integration Europas auszurichten.

Berufseintritt mit 26 Jahren
Als eine „Addition von Maximallösungen“ bezeichnete 
Bundestagsabgeordneter Dr. Dichgans in seinem Vortrag 
vor der Studentenschaft das Bildungssystem der Bundes­
republik. Die Bundesrepublik habe das höchste Einschu­
lungsalter, die längste Schulzeit und endlich die längste 
Studienzeit der Welt. Deutschlands Abiturienten seien im 
Durchschnitt 20,4 Jahre und werden bis zur Beendigung 
ihrer akademischen Ausbildung, ehe sie in den Beruf ein- 
treten, zumeist 31 Jahre. Der deutsche Jungakadem iker

ist damit fünf Jahre älter als ein vergleichbar junger 
Akademiker in jedem anderen Lande der Welt. Dieses 
System habe verhängnisvolle Konsequenzen und führe zu 
einer Schädigung der Persönlichkeit, da jeder junge 
Mensch Gefahr laufe, lebenslänglich in einer Schüler­
m entalität zu verharren. Dennoch sei unser Bildungs­
system keine Auswahl der Tüchtigsten, somit auch „kein 
Hochsprungwettbewerb, nicht einmal ein Marathonlauf, 
sondern eher ein Dauersitzwettbewerb“. Wer genug H art­
näckigkeit beweise, um einen neunjährigen Ausbildungs­
gang durchzuhalten, dürfe nach den Worten Dr. Dichgans“ 
mit schönen akademischen Ehren rechnen. \
Die Bildungsplanung müsse von einem Endtermin aus­
gehen. Wer mit sechs Jahren in die Schule kommt, sollte 
mit 26 Jahren die Ausbildung, die auf eine Prüfung aus­
gerichtet ist, als endlich freier Bürger hinter sich haben. 
Dichgans kommt bei Festlegung der Altersgrenze von 
26 Jahren zu folgendem Schema: Abitur mit 18,5 Jahren 
(acht Jahre Gymnasialzeit), P /2 Jahre Wehrdienst, acht bis 
zehn Semester Studium. Nach Ansicht von Dr. Dichgans 
sei es nicht notwendig, daß in den naturwissenschaftlichen 
Fächern der akademische Abschluß unbedingt ein Doktor- 
Diplom sei.

Prüfung kein Abschluß der Ausbildung
Für Dr. Dichgans ist es völlig unmöglich, daß die Uni­
versität eine Ausbildung liefere, die für ein ganzes Leben 
ausreiche. Es sei ausgesprochen schädlich, daß die Uni­
versitäten in der Lehre von dieser Möglichkeit ausgehen. 
„Vollständigkeit der Ausbildung ist nicht nur ein un ­
erreichbares, sondern auch ein ganz falsches Ziel“. Ande­
rerseits dürfe eine Prüfung aber auch nicht, wie das heute 
oft der Fall ist, als Abschluß der Ausbildung angesehen 
werden. Er forderte daher eine sinnvolle Entrümpelung 
des Lehrstoffes und eine Neuregelung der Prüfungsord­
nung. Dem Studenten solle genau gesagt werden, was In ­
halt einer Prüfung sei. Aber auch vom Studenten verlangt 
Dichgans eine größere Konzentration auf das Studium. 
Als eine logische Folgerung betrachtet er es, wenn vom 
„Bummelstudenten“ nachträglich die volle Bezahlung des 
akademischen Unterrichts einschließlich der Abschreibung 
der Kosten für die Arbeitsplätze verlangt werde. Der Stu­
dent dürfe die kostspieligen Leistungen des Staates nur 
eine angemessene Zeit in Anspruch nehmen. Es sollte da­
her bei Studienbeginn dem Studenten bereits der Termin 
für sein Studienende bekanntgegeben werden, zugleich 
mit dem Hinweis, daß er als durchgefallen gelte, wenn er 
ohne besondere Genehmigung der Universität diesen Ter­
min überschreitet.

Verkürzung der Ferienzeit
Zur Frage der Studienintensivierung forderte Dr. Dich­
gans, daß die vorlesungsfreie Zeit, d. h. die Ferien ver­
kürzt werden, oder daß zumindest in den ersten Studien­
jahren der Student nicht die gesamte vorlesungsfreie Zeit 
nach eigenem Belieben verwenden könne. Er führte an, 
daß an den deutschen Hochschulen von 52 Wochen nur an 
22 Wochen voller Betrieb herrsche. Die Betreuung der 
Studenten sollte auf 34 Wochen ausgedehnt werden, und 
es wäre denkbar, am Beginn und am Ende des Semesters 
Kurse vorzusehen, die dem Studenten bei der Verdauung 
des Lehrstoffes vom gesamten Semester helfen sollten. 
Zum Schluß seiner pointierten, teilweise sehr provokatari- 
schen Äußerungen, mit denen er sich teilweise auch den 
Unmut der Studenten zuzog, stellte Dr. Dichgans die Frage, 
ob man die explosive Entwicklung- der Studentenzahlen 
an den deutschen Universitäten mit den Organisations- ' 
formen des 15. Jahrhunderts bewältigen könne. -el-

Für Bielefeld als Standort der neuen Ostwestfalen-Uni­
versität sprach sich der Oppositionsführer im nordrhein­
westfälischen Landtag, Kühn (SPD), aus. Auch der So­
zialdemokratische Hochschulbund (SHB) hat eine derartige 
Empfehlung abgegeben. Demgegenüber erklärte der F rak ­
tionsvorsitzende der CDU im Düsseldorfer Landtag, Lenz, 
die Standortfrage sei sekundär und solle unter allen Um­
ständen aus dem Parteienstreit herausgehalten werden.



Wissenschaftssprecher im Bundestag
/ Stagnierendes Spendenaufkommen des Stifterverbandes

HD — Bei Beratungen in den Parlam enten um die Förde­
rung von Wissenschaft und Forschung tritt zumeist zu 
Tage, daß die Parteien zumindest keinen V ertreter haben, 
der sich speziell für diese Sachprobleme einsetzt. Dies ist 
auch einer der Gründe, warum  bei Haushaltsberatun­
gen die Wissenschaft besonderen Kürzungen unterworfen 
wird, zu denen es am Sozialsektor zum größten Teil nicht 
kommt. Dies alles geschieht trotz der bekannten Tatsache, 
daß Investitionen in die Wissenschaft als Investitionen in 
unsere Zukunft anzusehen sind, und trotz der Worte un ­
seres Bundeskanzlers — „Die Aufgaben der Bildung und 
Forschung besitzen für unser Geschlecht den gleichen 
Rang wie die Sozialfrage für das 19. Jahrhundert“ —, die 
in der letzten Zeit von den Parteien unseres Landes bis 
zum Überdruß zitiert wurden und vielleicht deshalb ohne 
sichtbare positive Wirkung geblieben sind. ,
Um nun der Wissenschaft in den deutschen Parlam enten 
etwas mehr Durchschlagskraft zu verschaffen, hat Dr. Nord 
vom Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft einen 
„Wissenschaftssprecher“ der Parteien angeregt. Aufgabe 
dieser Wissenschaftssprecher sollte die Beobachtung aller 
Vorgänge aus dem Bereich der Wissenschaft, Forschung 
und Lehre sein. Dieser Wissenschaftssprecher könnte nach 
Ansicht von Dr. Nord in den Parlam enten die Wissenschaft 
sachkundiger und somit vielleicht w irksam er als bisher 
vertreten. Gleichzeitig hält Dr. Nord die Bildung von be­
sonderen „Ausschüssen für W issenschaftsfragen“ im Bun­
destag und in den Landtagen unabhängig von den „Aus­
schüssen für K ulturpolitik und Publizistik“ für notwen­
dig. Auch diese Anregung solle mit dazu beitragen, daß die 
Fragen der Wissenschaftsförderung genaueren, sachkun­
digeren Beratungen und einer genaueren Untersuchung 
im Bundestag und in den Landtagen unterzogen würden. 
Die Einsetzung der Wissenschaftssprecher und die Bil­
dung von Ausschüssen für Wissenschaftsfragen könnten 
vielleicht der Bedeutung des „Bundesberichtes For­
schung I “ und den bisher zum Teil leeren Äußerungen 
der Parteien zur Wissenschaftsförderung Nachdruck ver­
leihen. Dr. Nord hat seine Vorschläge dem Bundestags­
präsidenten Dr. Gerstenmeier, den Präsidenten der Land­
tage und den Fraktionsvorsitzenden der Parteien un ter­
breitet.

1964 kein höheres Spendenaufkommen 
des Stifterverbandes
Im Herbst vorigen Jahres hat der Stifterverband be­
fürchtet, daß das Spendenaufkommen des Jahres 1964 
hinter dem des Jahres 1963 Zurückbleiben würde. Diese 
Befürchtung war, wie sich jetzt herausstellt, nur insofern 
berechtigt, als der Spendenzuwachs mit 3,8 °/o im letzten 
Jah r der niedrigste seit Bestehen des Stifterverbandes war. 
Nach einer soeben vom Stifterverband fertiggestellten 
Statistik haben sich im Jahre 1963 die Ausgaben für Wis­
senschaft (Forschung, Lehre, Studium) in der Bundesrepu­
blik auf 6,77 Mrd. DM erhöht. Von seiten des Staates 
wurden 4,031 Mio DM aufgebracht, das sind 3,27 %> der 
staatlichen Gesamtausgaben. Im Jahre 1962 wurden von 
seiten des Staates nur 2.969 Mio (2,53 °/o) aufgebracht. Für 
wirtschaftseigene Forschung und Entwicklung wurden 
1963 2.644 Mio DM aufgebracht, wovon auf betriebs­
eigene Forschung und Entwicklung 2.546 Mio. DM und rd. 
98 Mio DM auf Gemeinschaftsforschung und Entwicklung, 
einschließlich Vertragsforschung, entfielen. Im Verhält­
nis zum Bruttosozialprodukt sind die gesamten Wissen­
schaftsaufwendungen im Jahre  1963 gegenüber dem Vor­
jahr kaum gestiegen, und die Bundesrepublik liegt hier 
mit 1,8 °/o vom Bruttosozialprodukt gegenüber dem Aus­
land noch immer sehr weit zurück.

Steuerbegünstigung für Wissenschaftsspenden

Durch das Steueränderungsgesetz 1964 sind zwei durch 
den Stifterverband seit langem verfolgte Ziele erreicht 
worden: einmal die erhöhten Abschreibungsmöglichkeiten 
ten aus Sachvermögen, das der betriebseigenen Forschung 
dient, und zum anderen die völlige Freistellung der S tu­
dien- und Forschungsstipendien von der Einkommens­
versteuerung.
Dennoch sind immer noch wesentliche steuerliche H inder­
nisse vorhanden, die einer umfassenden Wissenschafts­
förderung aus Privatm itteln  entgegenstehen, wie aus

einem Schreiben des Stifterverbandes an den Bundes­
finanzminister hervorgeht. In diesem Schreiben werden 
dem Finanzminister einige Vorschläge zur Verbesserung 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit für Spenden an die 
W irtschaft vorgeschlagen. So sollen unter anderem nach 
Ansicht des Stifterverbandes Stiftungen aus Betriebs­
vermögen, die als eine Zuwendung zur Förderung der 
Wissenschaft anzusehen sind, steuerlich begünstigt wer­
den. Die Abzugsfähigkeit von Spenden für Studienstipen­
dien von der Einkommens- und Körperschaftssteuer wird 
bisher lediglich bis zu einer Höhe von 5 % anerkannt. Es 
wäre, wie der Stifterverband feststellt, wünschenswert 
und konsequent, wenn auch private Studienstipendien, 
ähnlich dem Honnefer Modell, als Wissenschaftsförderung 
und nicht als soziale Maßnahme anerkannt und mit einem 
erhöhten Satz von 10 %  abzugsfähig würden. Außerdem 
wird vom Stifterverband eine Freistellung von der Ver­
mögenssteuer für Vermögensteile gefordert, deren Über­
gang an wissenschaftsfördernde Einrichtungen beim Tode 
des Stifters gesichert ist. Schließlich wäre es erfreulich, 
wenn wissenschaftsfördernde Institutionen beim Erwerb 
von W ertpapieren von der W ertpapier- und Börsenumsatz­
steuer befreit wären.
Dieses Schreiben des Stifterverbandes an den Bundes­
finanzminister hat zu einer kleinen Anfrage im Bundestag 
geführt, und es wird sicherlich von besonderem Interesse 
sein, wie sich der Finanzminister zu diesen Wünschen des 
Stifterverbandes stellt, die im Interesse der so dringend 
notwendig gewordenen Förderung von Forschung und 
Lehre liegen. -kg-

VDI und VDE gegen ein zweigeteiltes Abitur
In einer gemeinsamen Stellungnahme, die jetzt den Kul­
tusministern übergeben worden ist, haben sich der Verein 
Deutscher Ingenieure (VDI) und der Verband Deutscher 
Elektrotechniker (VDE) gegen die Pläne ausgesprochen, 
künftig zweierlei Reifeprüfungen als Zugang zu den wis­
senschaftlichen Hochschulen vorzusehen. Neben dem „Ma- 
turum “, der Reifeprüfung bisheriger Art, das die allgemeine 
Hochschulreife vermittelt, soll nach diesen Plänen ein 
„Abitur“ als fachgebundene Hochschulreife den Zugang 
zu bestimmten Fachrichtungen eröffnen.

VDI und VDE halten es für unumgänglich notwendig, 
auch in Zukunft als Voraussetzung für den Zugang zu 
allen Fakultäten einer Technischen Hochschule die all­
gemeine Hochschulreife als Grundlage der Allgemeinbil­
dung zu fordern. Die technische Entwicklung in der Bun­
desrepublik Deutschland droht hinter dem Weltstand 
zurückzubleiben, wenn nicht alle Anstrengungen unter­
nommen werden, die wissenschaftliche Ausbildung der 
Ingenieure noch zu verbessern. Außerdem würde durch 
unterschiedliche Voraussetzungen für ein geisteswissen­
schaftliches und ein ingenieurwissenschaftliches Studium 
die Annäherung von Geisteswissenschaften, N atur- und 
Ingenieurwissenschaften erschwert, die gerade heute durch 
die Errichtung ingenieurwissenschaftlicher Fakultäten an 
Universitäten und den Ausbau der geisteswissenschaft­
lichen Disziplinen an Technischen Hochschulen erreicht 
werden sollen.
Alle Bestrebungen, Begabtenreserven auszuschöpfen und 
die Zahl leistungsfähiger A biturienten zu fördern, werden 
auch von VDI und VDE begrüßt. Sie sind der Auffassung, 
daß dabei dem Ausbau des zweiten Bildungsweges be­
sondere Bedeutung zukommt.

Mit dem Bau der Technischen Hochschule Dortmund soll 
noch in diesem Jahr begonnen werden. Nach Angaben 
des nordrhein-westfälischen M inisterpräsidenten Meyers 
w ird das Strukturgutachten des Gründungsausschusses 
zu Ostern erw artet. Mit dem Beginn der Vorlesungen sei 
im Herbst 1967 zu rechnen. Das Gelände der Hochschule 
ist m it 430 Hektar um das Fünfache größer als der Dort­
m under Stadtkern. Die für die erste Baustufe aufzuwen­
denden Geldmittel werden auf neunzehn Mio Mark bezif­
fert, die Gesamtkosten auf knapp eine Milliarde DM. Die 
Ausgaben des Landes für den Erwerb der Grundstücke 
sollen achtzig Mio DM betragen.
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Bundesrechnungshof zur Forschungsfinanzierung
Präsident Hopf regt jährlichen Förderungsbericht an

HD — Uber Probleme der Forschungsfinanzierung aus 
öffentlichen Mitteln hat sich der Präsident des Bundes­
rechnungshofes, Hopf, in seiner Denkschrift zur Bundes­
haushaltsrechnung 1963 geäußert. Hopf spricht in dem 
jetzt veröffentlichten Bericht davon, daß es notwendig 
sei zu prüfen, ob und inwieweit Etatm ittel für die For­
schung Von der Bindung des Einjahreshaushaltes zu be­
freien seien. Zugleich regte er an, jährlich in einem der 
Bundesregierung zur Verfügung stehenden Publikations­
organ die geförderten wissenschaftlichen Vorhaben zu 
veröffentlichen. Vorbild soll der Jahresbericht der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft sein. Die Publikation soll 
Rechenschaft über die Bewilligungspraxis ablegen. Nach 
Ansicht von Hopf würde eine solche Veröffentlichung da­
zu beitragen, daß sich die bewilligenden Stellen der Ge­
fahr bewußt werden, Präzedenzfälle zu schaffen. Die Ver­
waltung werde auf diese Weise dann weniger Anlaß zu 
kritischen Erörterungen innerhalb der Rechnungsprü­
fung bieten.

Reform des Jahresetats

In der Denkschrift w ird kritisiert, daß bei der Forschungs­
förderung entgegen den Richtlinien eher oder mit höhe­
ren Summen Mittel ausgezahlt worden sind, die zur Be­
wirkung fälliger Zahlungen im Rahmen des Verwen­
dungszwecks nicht nötig waren. In anderen Fällen seien 
Mittel .so spät bewilligt worden, daß von vornherein zu 
übersehen gewesen sei, daß sie bis Ende des Haushalts­
jahres nicht mehr sachgemäß verwendet werden konnten. 
In anderen Fällen sei die Bewilligung ausdrücklich von 
der Übernahme der Verpflichtung abhängig gemacht w or­
den, den bewilligten Bundeszuschuß noch bis zum Ende 
des Rechnungsjahres zu verbrauchen. Eine solche Auf­
lage verleite zu vorzeitigen Ausgaben und führe zu un­
zweckmäßiger und unwirtschaftlicher Verwendung der 
Bundesmittel.
Der Bundesrechnungshof hat diese Praxis beanstandet. 
Der Präsident betonte jedoch in seiner Denkschrift, er 
verkenne nicht, daß der Grundsatz der Jährlichkeit des 
Haushaltes bei der Förderung umfangreicher Vorhaben, 
bei der Förderung von Wissenschaft und Forschung zu­
weilen Schwierigkeiten bereite. Diese Schwierigkeiten 
könnten jedoch beseitigt werden, wenn schon bei der Be­
willigung zum Ausdruck gebracht werde, daß sie zwar mit 
Ende des Rechnungsjahres entfalle, aber nach den Be­
stimmungen der Reichshaushaltsordnung im nächsten Jahr 
erneuert werden könne.
Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung hat 
demgegenüber auf die Umständlichkeit dieses Verfah­
rens für die Erteilung von Bindungsermächtigungen h in ­
gewiesen. Der Bundesrechnungshof hält diesen Einwand 
nicht für begründet, da er nur in wenigen Fällen erheb­
liche Verzögerungen feststellen konnte. Der Bundesfor­
schungsminister hat dem Rechnungshof zugesagt, diese 
Mängel abzustellen. Auf weite Sicht jedoch plädierte 
Hopf für eine Prüfung der Frage, ob Forschungsmittel 
von der Bindung an das Prinzip der Jährlichkeit des Haus­
haltes befreit werden sollen.

Zur Besoldung von Wissenschaftlern
\

Besonderen Raum nimmt auch die Frage der Gehälter 
des Personals von Forschungseinrichtungen in der Denk­
schrift des Bundesrechnungshofes ein. In der Öffentlich­
keit, so heißt es, seien verschiedentlich Befürchtungen laut 
geworden, ob die Arbeitbedingungen und die Vergütungen 
des wissenschaftlichen Personals an Forschungseinrich­
tungen ausreichten, um qualifizierte Wissenschaftler zu 
gewinnen oder zu halten. Die Prüfung der Einstufung des

Personals durch den Bundesrechnungshof habe in ver­
schiedenen Fällen ergeben, daß die anzuwendenden Be­
stimmungen des Bundesangestelltentarifs sowejt wie mög­
lich ausgelegt werden, um den besonderen Verhältnissen 
des wissenschaftlichen Personals gerecht zu werden. Qua­
lifizierten M itarbeitern seien auch Leistungs- und Stel­
lenzulagen in erheblichem Umfang bewilligt worden. In 
einer größeren Zahl von Fällen seien für die Bezahlung 
hochqualifizierter K räfte Festgehälter außerhalb des Bun­
desangestelltentarifs zugestanden worden.
Der Bundesrechnungshof hat — wie aus der Denkschrift 
hervorgeht — angeregt, eine weitere Förderung durch ver­
mehrte Leistungszulagen und Hilfen in der Wohnungs­
beschaffung zu erwägen, falls die bisherigen Maßnahmen 
nicht genügend Anreiz bieten oder keine dem Lebensalter 
und der beruflichen Bewährung der wissenschaftlichen 
K räfte angemessene Lebenshaltung sicherstellen. Der 
Bundesrechnungshof betonte jedoch ausdrücklich: „Dabei 
wird allerdings darauf Bedacht zu legen sein, daß das 
Gesamtgefüge der öffentlichen Besoldung nicht gestört 
wird.“
Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesminister für wis­
senschaftliche Forschung empfohlen, Richtlinien zur För­
derung von Einzelmaßnahmen der wissenschaftlichen For­
schung auszuarbeiten. Das Ministerium hat in der Zwi­
schenzeit diese Richtlinien erlassen. Dabei soll nach den 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes auf eine Ab­
stimmung mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge­
achtet werden.

Kritik an Einzelbewilligungen
In einigen Fällen wurden Einzelbewilligungen an Bundes­
zuschüssen vom Rechnungshof kritisiert. So beanstandete 
der Bundesrechnungshof, daß der Bundesminister des 
Innern drei Jahre ein wissenschaftliches Vorhaben eines 
Ministerialbediensteten mit jährlich 70 000 Mark geför­
dert habe. Erst später sei ein Sachverständigengutachten 
eingeholt worden, das dem geförderten Projekt einen wis­
senschaftlichen Wert zurri Teil abgesprochen habe. In 
einem anderen Fall wurde beanstandet, daß das Bundes­
ministerium für wissenschaftliche Forschung einen Bun­
deszuschuß für ein Lehrbuch bewilligt hatte, obwohl 
bereits anerkannte Lehrbücher vorhanden waren, die aus 
öffentlichen Mitteln nicht gefördert worden waren. Es ist 
dabei nach Ansicht des Bundesrechnungshofes ohne er­
sichtlichen Grund von der Übung abgewichen worden, 
daß die Finanzierung von Lehrbüchern Sache der Auto­
ren und deren Verlage sein soll.
Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat in seiner 
Denkschrift erneut seine Auffassung bekräftigt, daß die 
Stiftung Volkswagenwerk sich einer Überprüfung durch 
den Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshof 
Niedersachen unterziehen muß. Das Kuratorium  hat sich 
bisher geweigert. Der Präsident des Bundesrechnungs­
hofes erklärte dazu, das Vermögen der Stiftung stamme 
aus Mitteln der öffentlichen Hand. Die parlamentarischen 
Körperschaften hätten ein erhebliches Interesse an einer 
Information über die Verwendung des Vermögens.

AIF — Zuschüsse für Forschungsvorhaben
In  ihrer letzten Bewilligungsausschußsitzung Ende Januar 
vergab die Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs­
vereinigungen (AIF) aus Mitteln des BMWi insgesamt 
5,6 Mio DM für 64 Forschungsvorhaben. Mit diesem Be­
trag werden grundlegende Forschungsarbeiten der indu­
striellen Gemeinschaftsforschung auf den Gebieten der 
Metall-, Maschinen-, Elektrotechnischen, Feinmechani­
schen, Optischen, Chemischen, Textil- und Ernährungs­
technologischen Forschung unterstützt.
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Die Forschung auf dem Gebiet der Werkstoffe versucht, 
Erkenntnisse zu gewinnen und zu ergänzen, die gestatten, 
in der Anwendung stets den richtigen Werkstoff zu finden 
und ihn mit der höchstmöglichen Leistungsausbeute zu 
nutzen. Dazu ist es notwendig, die jeweiligen Betriebs­
anforderungen hinreichend genau zu kennen und zu wis­
sen, wie sich der ausgewählte Werkstoff unter konstruk­
tiven und fertigungstechnischen Einflüssen im Bauteil 
und im Gesamtverband der Konstruktion, d. h. im gegen­
seitigen Eingriff der verschiedenen Bauelemente m iteinan­
der verhalten wird. '
Dabei spielen Grenzflächen eine bedeutsame Rolle. Unter 
Grenzflächen versteht man allgemein Berührungsflächen 
von Stoffen im gasförmigen, flüssigen oder festen Zustand. 
Solche Grenzflächenkontakte, die an die Werkstoffeigen- 
schaften und an das W erkstoffverhalten höchste Anfor­
derungen stellen, gibt es im Maschinenbau in großer Zahl. 
Sei es z. B., daß Verbrennungsgase oder Flüssigkeiten m e­
tallische Werkstoffoberflächen durch Korrosion beanspru­
chen oder daß metallische Werkstoffoberflächen an Gleit­
flächen sich gegenseitig auf Reibung und Verschleiß 
beanspruchen. In jedem Fall laufen Grenzflächenvorgänge 
ab, die die Lebensdauer von Maschinen in hohem Maße 
beeinflussen. ,
Mit der Klärung solcher Vorgänge beschäftigt sich die 
Werkstofforschung hinsichtlich ihrer Ursachen, ihrer Ent­
stehung, ihres Ablaufes und ihrer Wirkung auf das W erk­
stoffverhalten. Dabei erstreckt sich das Beobachtungsfeld 
vom mikroskopischen bis zum makroskopischen Bereich 
der Grenzflächen, d. h. vom Atombau eines Stoffes bis zu 
den makroskopischen Oberflächen wie z. B. der Gleit­
führungsbahn eines Werkzeugmaschinensupports.

Beanspruchungen der Werkstoffe
Die im Betrieb von Maschinen auftretenden B eanspruchu^ 
gen als Ursache der W erkstoff- und Grenzflächenbeein­
flussung sind überwiegend mechanischer Art, oft aber 
auch durch W ärmeeinwirkung und chemischen oder elek­
trochemischen Angriff ergänzt. Durch das häufige Zusam­
menwirken m ehrerer dieser Beanspruchungsarten wird 
dem Ingenieur die Entscheidung zweckmäßiger W erkstoff­
wahl und gezielter Oberflächen- bzw. Grenzflächenbehand­
lung zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Werkstoffe 
sehr erschwert. Besonders schwierig wird auch im Falle 
eines Schadens im Betrieb dessen Klärung, wenn kom­
plexe Beanspruchungen vorliegen.
Umso m ehr ist der Entwicklungsingenieur ebenso wie der 
Forscher bestrebt, Grenzflächen Vorgänge, die ja  ein ent­
scheidendes Kriterium  für eine W erkstoffbeanspruchung 
darstellen, in ihrer Ursache und Wirkung sowohl im m i­
kroskopischen als auch makroskopischen Bereich zu er­
kennen und zu klären. Dies gilt ebenso hinsichtlich der 
geometrischen wie ( auch der chemischen und physika­
lischen Beschaffenheit von Grenzflächenzonen.
Bei der Betrachtung von Werkstoffgrenzflächen ist wegen 
der überragenden Bedeutung der mechanischen Beanspru­
chung zu unterscheiden nach
1. kräftefreien Oberflächen
2. kräftegebundenen Oberflächen
In beiden Fällen können sich geometrische Veränderungen 
elastischer und plastischer Art, Stoffaustausch, atom arer 
Platzwechsel von Substanzen, Stoffumwandlungen voll­
ziehen, die jeweils erhebliche Veränderungen in den 
Eigenschaften und im Verhalten von Werkstoffen zur 
Folge haben können. Nur w ird u. U. der Grad der Aus­
wirkungen sehr unterschiedlich sein, je nachdem, ob diese

an kräftefreien oder kräftegebundenen Grenzflächen ein- 
treten.

Beispiele von besonderen Belastungen an Maschinenteilen

Die Schraubenverbindung als das häufigste Maschinen­
element überhaupt ist in der Oberfläche des Bolzen­
schaftes frei von äußeren Kräften, dagegen an den Kopf- 
und M utterauflagenflächen und in den Gewindegängen von 
Bolzen und Mutter, die ineinandergreifen, kräftegebunden. 
Die Veränderungen an diesen Grenzflächen im Betrieb 
werden sehr unterschiedlich sein und an die W erkstoff­
eigenschaften sehr unterschiedliche Anforderungen stel­
len. Dabei ist nicht ohne weiteres zu sagen, wo die ge- 
fährdetste Stelle der gesamten Schraubenverbindung ist. 
Aufgrund der konstruktiven Gestaltung wäre die Zone 
um den ersten Bolzengewindegang, der mit dem M uttern­
gewinde im Eingriff steht (Stelle der höchsten Span­
nungskonzentration und kräftegebunden), am meisten ge­
fährdet. Liegt aber ein Oberflächenfehler z. B. durch nicht 
sorgfältige Fertigung des Übergangs vom glatten Schaft­
teil zum Gewindeteil vor oder wird die freie Bolzen­
oberfläche durch Korrosion zusätzlich beansprucht, dann 
kann dies die gefährdete Schwachstelle sein. 
Kurbelwellen von Verbrennungsmotoren sind durch 
wechselnde mechanische K räfte an kräftefreien Ober­
flächen, so z. B. in der Kurbelwange oder in der Kurbel­
kröpfung, beansprucht. Gleichzeitig liegen an Lagerzap­
fen kräftegebundene und auf Gleitreibung beanspruchte 
Grenzflächen vor. Während diese unter der Wirkung der 
Lagerdrücke, der Gleitbewegung zwischen Lagermetall 
und Lagerzapfenwerkstoff bei gleichzeitigem Einfluß von 
Schmiermittel und Sauerstoff aus der Atmosphäre in ihrer 
mikrogeometrischen, physikalischen und chemischen Be­
schaffenheit stetigen Veränderungen ausgesetzt sind, blei­
ben kräftefreie Grenzflächen in ihrer mikrögeometrischen 
und chemischen Beschaffenheit unverändert, während der 
metallurgische bzw. metallphysikalische Aufbau dieser 
Grenzzonen sich u. U. in der M ikrostruktur beanspru- 
chungs- und zeitabhängig verändern kann. Welches die 
Grenzfläche oder die Werkstoffzone höchster Anstrengung 
ist, kann nicht ohne weiteres entschieden werden.

Spannungsrißkorrosion — Ermüdungskorrosion
Schadensfälle durch Spannungsrißkorrosion und durch 
Ermüdungskorrosion haben ihre Ursache in sehr kom­
plexen Grenzflächenvorgängen, die sich aus einem Anteil 
mechanischer Beanspruchung (zügige oder wechselnde 
Kräfte) und einem Anteil chemisch bzw. elektrochemischer 
Korrosion zusammensetzen. Entgegen dem Normalfall 
einer Korrosion ist bei Schäden durch Spannungsriß- oder 
durch Ermüdungskorrosion sehr wenig von eigentlichen 
Korrosionsprodukten zu sehen. Derartige Schäden werden 
durch eine Wechselwirkung zwischen mechanischen Span­
nungen und elektrochemischen auf mikroskopisch klein­
stem Bereich ablaufenden Grenzflächenreaktionen ver­
ursacht. Ob dabei die mechanischen Spannungen oder die 
elektrochemischen Vorgänge die Hauptrolle spielen, ist hier 
nicht von Bedeutung. Beide müssen vorhanden sein, und, 
soviel man heute weiß, neigen nicht alle metallischen 
Werkstoffe zu dieser Zerstörungsart.
Bei der Kaltumformung werden metallische Werkstoffe 
unter geeigneten mehrachsigen Spannungszuständen unter 
Verwendung von Schmiermitteln ausreichender Adhäsions­
fähigkeit und Kohäsionsfähigkeit bei genügender Zähig­
keit in Werkzeugen plastisch deformiert. Die dabei an den 
Berührungs-Grenzflächen zwischen Werkzeug und um­
zuformenden Werkstoff auftretenden Kräfte und Rei­
bungswirkungen sind so groß, daß nicht nur die Mikro- 
und Makro-Geometrie der Werkstückoberfläche, sondern 
auch deren chemisch-metallurgischer Zustand verändert 
wird. Gleichzeitig erfolgt je nach Schmiermittel und W erk­
stoffpartner eine chemische Veränderung des Schmier­
mittels selbst und der Substanz der Metalloberfläche. Erst 
dadurch lassen sich die hohen Verformungsgrade erklären, 
die bei solchen Verarbeitungsverfahren mit metallischen 
Werkstoffen erreicht werden können.
Der beim Gleiten der Oberflächen von Werkzeug und 
Umformwerkstoff unter hohen Flächendrücken entstehen-



den Zwischenschicht von oft nur wenigen Angström 
(1 Ä =  KW mm) Dicke ist es zu verdanken, daß keine rein 
metallische Berührung an den Grenzflächen und somit 
keine Zerstörung durch Verschweißen (Fressen) der P a rt­
ner eintritt.

Auftreten von Werkstoffkavitationen
Ähnliche Vorgänge an den Grenzflächen, nur unter mil­
deren mechanischen Kräften, laufen ab, wenn der Kolben 
mit den Kolbenringen über die Laufbahn eines Verbren­
nungsmotorenzylinders gleitet. Hier bildet sich ebenfalls 
eine Gleitschicht von geringer Dicke im Zusammenwirken 
von Schmiermittel, Flächendrücken und Gleitspannungen 
bei höherer Temperatur. Diese äußerst dünne Gleitschicht 
ermöglicht dann den motorischen Betrieb, ohne daß die 
Partner durch Verschleiß frühzeitig zerstört würden.
Die der Gleitfläche des flüssigkeitsgekühlten Verbren­
nungsmotorenzylinders abgewandte Fläche auf der K ühl­
raumseite weist bei schnellaufenden Hochleistungsmotoren 
u. U. lochfraßähnliche W erkstoffzerstörungen durch K a­
vitation auf.
Diese W erkstoffkavitation ist die Folge einer bei Flüssig­
keitskavitation auftretenden komplexen Grenzflächen­
beanspruchung, die sich aus mechanischen K raftw irkun­
gen und chemischest Einflüssen des Kühlmediums ergibt. 
Flüssigkeitskavitation tr itt wie hier auch bei Schiffs­
propellern, im W asser- und Kanalbau an Betonbauwer­
ken, an Wehren und Schleusen ebenso wie in Einspritz­
leitungen, Einspritzpumpen und vielen anderen Fällen 
in der Technik dort auf, wo infolge mechanischer oder 
sonstiger Betriebsursachen in der bewegten Flüssigkeit 
der Dampfdruck größer als der statische Druck wird und 
sich infolgedessen dicht an der Werkstoffoberfläche Blasen 
(Hohlräume) meist sehr kleiner Abmessungen in ständiger 
Wiederholung bilden. Diese Blasen sind nur kurzlebig und 
brechen unter dem statischen Druck der Flüssigkeit in sich 
zusammen. Sie implodieren und erzeugen auf der Fest­
körperoberfläche (auf der Zylinderwand, auf dem Schiffs­
propellerblatt, an der Wand des Schleusentores usw.) 
außerordentlich hohe, auf kleinste Flächen wirkende me­
chanische Spannungen. Bei der ständigen Wiederholung 
stellen diese Vorgänge Wechselbeanspruchungen dar, die 
schließlich örtlich Dauerbrüche des Werkstoffs verursachen. 
Diese mechanische Wirkung implodierender Kavitations­
blasen ist stets gepaart m it Korrosionsvorgängen, so daß 
der Zerstörungsvorgang sich auf einen mechanischen An­
teil und einen chemisch-elektro-chemischen Anteil zurück­
führen läßt. Je  nach Beanspruchungslage bzw. Betriebs­
zustand der Anlage kann der mechanische oder der korro­
dierende Anteil vorherrschen. Die Zerstörungsstelle selbst 
hat lochfraßähnlichen Charakter.
Die Bekämpfung solcher durch Kavitation erzeugter Schä­
den hat deshalb als erstes Ziel festzustellen, ob der me­
chanische oder der korrodierende Beanspruchungsanteil 
überwiegt. Erst dann ist es möglich, und meist nur nach 
entsprechenden Laboratoriumsuntersuchungen, Abhilfe zu 
schaffen. Diese ist zwar prim är in konstruktiver oder 
funktionsmäßiger Hinsicht für die betroffenen Teile zu 
suchen, oft sind aber auch schon werkstoffliche Maßnah­
men wie z. B. die Verwendung eines kavitations- und kor­
rosionsbeständigeren Werkstoffs ausreichend.

Schäden durch Reibkorrosion
Auch in Paarverbindungs-Elementen, wie in Klemm- und 
Preßverbindungen, liegen sehr komplexe mechanische 
Grenzflächenbeanspruchungen vor. Außer durch statische 
Klemm- und dynamische Wechselspannungen werden 
solche Verbindungen auf den gepaarten Oberflächen in ­
folge geringer Relativverschiebungen elastischer Art u. U. 
auf Reibkorrosion beansprucht. Schädliche Wirkungen 
durch Reibkorrosion zu verhindern, ist vielfach durch eine 
geeignte Oberflächenbehandlung der gepaarten W erk­
stoffe möglich.
Die folgenden Ausführungen sollen nun einige Lösungs­
wege und Ergebnisse mitteilen, die zur Behebung von 
Grenzflächenschäden geeignet sind und die in Forschungs­
vorhaben gewonnen wurden, zu denen die Arbeitsgemein­
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen zum Teil 
wesentliche Mittel beigesteuert hat.

Ergebnisse aus Forschungsvorhaben

Die vorstehend erw ähnten Beispiele lassen in allen Fällen 
erkennen, daß die jeweils w irkenden Betriebsbeanspru­
chungen komplexer A rt sind und sich in jedem Fall aus 
einer mechanischen Grundkomponente und einer oder

mehreren weiteren Komponenten mechanischer, ther­
mischer oder chemisch-elektro-chemischer Art zusammen­
setzen.
Soweit die von solchen Beanspruchungen hervorgerufenen 
Schäden an technischen Grenzflächen nicht durch kon­
struktive Maßnahmen verhindert werden können, bietet 
sich zu diesem Zweck die Wahl eines geeigneten W erk­
stoffs mit geeigneter Oberflächenbehandlung an.

Oberflächenhärtung

In vielen Fällen wird im Maschinenbau für solche Fälle 
die Oberflächenhärtung in ihren verschiedenen Variatio­
nen wie z. B. der Einsatzhärtung, der Oberflächenabschreck­
härtung und der Nitrierung angewandt.
Von diesen w ar in den vergangenen Jahren  die Nitrierung 
von Stählen Gegenstand m ehrer Forschungsvorhaben, wo­
bei vor allem der Aufbau und die Eigenschaften n itrierter 
Stahloberflächen und deren Auswirkung auf das Verhalten 
der so behandelten Stähle gegenüber Wechselbeanspru­
chung und Gleitverschleiß studiert wurde.
Nitrierfähig sind grundsätzlich alle Stähle, von denen die 
Kohlenstoffstähle an ihrer Oberfläche nicht wesentlich in 
der Härte gesteigert werden, wohl aber entsprechend mit 
z. B. Chrom, Aluminium und anderen Nitridbildern legierte 
Stähle. Allen nitrierten Stählen ist aber eigentümlich, 
daß die Oberflächenzone infolge der Anreicherung mit 
Stickstoff ein größeres Volumen gegenüber der Kernzone 
annimmt, so daß eine elastische Verspannung zwischen 
Rand und Kern eintritt. Dies führt zu Druckeigenspan­
nungen in der Oberflächenzone. Gleichzeitig verändern 
sich auch die Festigkeitseigenschaften der Randzone ge­
genüber dem Kern des jeweiligen Querschnitts, so daß 
durch die Doppelwirkung der Druckspannungen und der 
Festigkeitssteigerung die Schwingungsfestigkeit der be­
handelten Teile erhöht wird.
In Fällen, in denen noch eine Härtesteigerung hinzu­
kommt, wird auch diese im Sinne einer Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit der Teile wirken, wie z. B. bei hohen 
Flächenpressungen.
Die Untersuchungen haben weiterhin gezeigt, daß die auf 
nitrierten Oberflächen sich bildende Eisennitridschicht den 
Gleitverschleiß hemmt.
Mit der Stickstoff auf nähme in die Stahloberfläche ist 
allerdings eine starke Versprödung dieser Zone verbun­
den, die dann nachteilig werden kann, wenn hohe zügige 
Spannungen über die Streckzone des Werkstoffes hinaus 
auftreten können, wie dies z. B. bei einer hoch vor­
gespannten Schraube zutrifft. In solchen Fällen ist die 
Nitrierung nicht anwendbar.
Von großem Interesse sind die in diesen Untersuchungen 
gewonnenen Erkenntnisse dahingehend, daß die Wirkung 
einer Nitrierung sehr eng mit dem Gefügezustand eines 
Stahles verbunden ist. Die genannten Veränderungen sind 
bei einem Stahl gleicher chemischer Zusammensetzung 
unterschiedlich, je nachdem der Stahl im normalgeglühten, 
tief oder hoch angelassenen Zustand vorliegt.

Vor- und Nachteile bei der Hartverchromung
Auch bei der Anwendung galvanisch aufgebrachter H art­
chromschichten, die z. B. zum Zwecke der Verschleißmin­
derung an Oberflächen oder zur Minderung einer schäd­
lichen Kavitation angewandt werden, zeigt sich der Ein­
fluß des Gefügezustandes des Grundwerkstoffs auf die 
Eigenschaften der Chromschicht und deren Wirkung auf 
die mechanischen Eigenschaften behandelter Teile. Im 
Gegensatz zu der Verbesserung der Oberflächenhärte und 
des Gleitverschleißverhaltens hartverchrom ter Oberflä­
chen wird die Schwingungsfestigkeit der behandelten Teile 
u. U. sehr beträchtlich herabgesetzt. Der Grad der schädi­
genden Wirkung hängt außer vom Gefügezustand des 
Grundwerkstoffs zusätzlich vom Chromelektrolyten und 
den elektrochemischen Abscheidungsbedingungen, in Son­
derheit von der Badtem peratur, ab. Die in den Untersu­
chungen gewonnenen Erkenntnisse lassen nunm ehr die 
Grenzen der Anwendung dieses Verfahrens in seiner ver­
bessernden und gegebenenfalls auch schädigenden Wir­
kung festlegen.
Ebenso wie die galvanische Verchromung wird auch die 
galvanische Vernickelung als Oberflächenschutz gegen 
Korrosion, Kavitation und andere — auch sehr komplexe 
— Beanspruchungsarten häufig angewandt. Untersuchun­
gen an verschiedenartigen mit unterschiedlichen Vernicke­
lungsbedingungen behandelten Stähle ließen auch hier e r­
kennen, daß der Zustand des Grundwerkstoffs neben den



Galvanisierungsbedingungen von größtem Einfluß auf den 
gewünschten Erfolg ist. Dies wurde an geeigneten Bei­
spielen gezeigt. Vor allem ist es bei der galvanischen Ver­
nickelung im Gegensatz zur Hartverchromung möglich, 
durch geeignete Elektrolyten und Abscheidungsbedingun­
gen die Dauerschwingfestigkeit der behandelten Stähle zu 
erhöhen. Ursache dafür sind die dabei erzielbaren Druck­
vorspannungen in der Oberflächenzone.
Die Unterschiede im Wachstum unter verschiedenartigen 
Bedingungen galvanisch erzeugter Nickelschichten führen 
u. U. auch zu einem recht unterschiedlichen Verhalten. 
So besitzen in Lam ellen-Struktur aufgewachsene Schich­
ten einen wesentlich höheren W iderstand gegen K avita­
tion als dentritisch ausgebildete Schichten.
Als Beispiel für die Wirkung unterschiedlich erzeugter 
Oberflächenschichten an kräftegebundenen Grenzflächen 
w urde gezeigt, daß bei der Kaltumformung sowohl die 
Grundfestigkeit des Werkzeug Werkstoff es als auch dessen

Oberflächenbeschaffenheit im Vergleich zu den jeweiligen 
Eigenschaften des umzuformenden Werkstoffs von größter 
Bedeutung für die erfolgreiche Durchführung des Um­
formvorganges sind.
Vor allem zeichnen sich neben einer geeigneten m etallur­
gischen Paarung, der Anwendung geeigneter Schmiermit­
tel, auch wieder metallische und nichtmetallische Ober­
flächenschichten als vorteilhaft ab. So zeigten Ergebnisse 
aus Versuchen an einer Modell-Umformvorrichtung, daß 
u. a. Nitrierschichten, Hartchromschichten und Titan- 
Karbidüberzüge auf Werkzeugoberflächen die Kaltumform- 
barkeit begünstigen. Dabei ist auch zu beachten, daß bei 
kräftegebundenen Grenzflächen die Partnerflächen u. U. 
ihre geometrischen Konturen je nach Verformungsart, 
Zwischenschichtsubstanz und physikalisch-chemischer Be­
schaffenheit sich gegenseitig aufzwingen, was u. U. für 
die Güte der Oberfläche des umgeformten Werkstoffes 
von großer Bedeutung ist.

Die Wirkstoffe der Gewürze werden untersucht

Mit gut gewürzten Speisen kann sich jede Hausfrau, jeder 
Koch das Lob der Tischgäste erringen. Doch auf den Ge­
schmack allein kommt es nicht an. Die Gewürze enthal­
ten auch biologische W irkungskräfte, die dem Organismus 
helfen können, gesund zu bleiben oder zu werden. Man 
muß sie nur kennen, weitaus besser kennen, als es bisher 
noch der Fall ist. Im M ax-Planck-Institut für Ernährungs­
physiologie in Dortmund sind entsprechende Untersuchun­
gen angestellt worden, über deren Ergebnisse Prof. Dr. 
Hans Glatzel, Leiter der Klinisch-physiologischen Abtei­
lung, jetzt in der „Münchener Medizinischen Wochen­
schrift“ berichtete. An gesunden Menschen wurden die 
Auswirkungen von Gewürzen auf die Funktionen verschie­
dener Organe geprüft.
Aufschlußreich waren die Untersuchungen über die Herz­
arbeit nach Mahlzeiten ohne und mit Gewürzeinfluß, 
gemessen am Herzschlagvolumen. Zunächst stellte man 
fest, daß die Herzarbeit nach Genuß von Butter, Quark, 
Fleisch und Reis größer ist als nach dem Essen von Speck, 
obwohl in der Diätetik B utter und Reis gemeinhin als 
„leicht“ gegenüber dem „schweren“ Speck gelten. Wurde 
dann einer üblichen Reismahlzeit Paprika hinzugegeben, 
so w ar bei den Versuchspersonen statt des Anstiegs der 
Herzarbeit anfangs ein steiler Abfall zu beobachten; später 
jedoch wurde sie viel größer als nach ungewürzten Reis­
mahlzeiten, und sie blieb zweieinhalb Stunden lang auf 
diesem höheren Niveau. Anders verhielt es sich nach dem 
Würzen mit Senf. Dann sank zwar die Herzarbeit eben­
falls vorübergehend rasch ab, aber nach dem Wieder­
ansteigen blieb sie noch weit unter dem Niveau, das un­
gewürzten Reismahlzeiten entsprach.

Prof. Glatzel mißt der Möglichkeit, mit natürlichen Ge­
würzen die Kreislauffunktionen gezielt, intensiv und nach­
haltig zu beeinflussen, für die Diätik eine große Bedeu­
tung bei. Allerdings scheine die W irksamkeit von Gewür­
zen auf den Kreislauf davon abzuhängen, welchem 
G rundnahrungsm ittel sie zugesetzt werden. Hier seien 
die Untersuchungen nodi nicht abgeschlossen.

Haben Gewürze einen Einfluß auf die körperliche und 
geistige Leistungskraft und W iderstandskraft? Prof. G lat­
zel und seine M itarbeiter sind auch dieser Frage nach­
gegangen. Die unter dem Begriff „Tonika“ zusammen­
gefaßten Mittel enthalten aromatische, scharfe und bittere 
Gewürze, und in der „Roten Liste“ des Bundesverbandes 
der Pharmazeutischen Industrie 1963 wurden, dem Beitrag 
zufolge, P räparate geführt mit Bestandteilen wie China­
rinde, Pomeranzen, W ermut und Cola, anwendbar bei 
Erschöpfungs- und Schwächezuständen. Versuche mit 
Paprikakost zeigten nun, daß es möglich ist, die Hormon­
abgabe der Nebennierenrinde durch das Gewürz zu ak ­
tivieren. Gerade diese Funktion der Nebennierenrinde 
bestimmt aber nach den Ergebnissen der medizinischen 
Forschung in hohem Maße die Leistungsfähigkeit und 
W iderstandskraft des Organismus.

Günstige Gewürzwirkungen w aren schließlich auch im Zu­
sammenhang m it Thrombosegefahr zu verzeichnen, und 
die Speicheldrüsenfunktion wird so angeregt, daß die 
Mundhöhle schneller von Nahrungsresten und kleinsten 
Organismen gereinigt und die Entwicklung von Zahn­

fäule gehemmt wird. Die Verdauungsarbeit w ird in kür­
zerer Zeit bewältigt. <

„Die Gewürze sind die Aschenputtel der Ernährungs­
physiologie und Diätetik: wenig bekannt, wenig beachtet, 
wenig geachtet“, schreibt Prof. Glatzel. Sie seien integrie­
rende Nahrungsbestandteile der Kost aller Zeiten und 
Völker und jahrhundertelang die begehrtesten K o s tb a r-^ ^  
keiten gewesen. Jahrtausendelang hätten sie sich als M e -™  
dikamente bewährt. „Im ganzen weiß jedoch die moderne 
Therapie mit den Gewürzen nicht viel anzufangen, und 
in der Diätetik werden sie in der Regel entweder in Bausch 
und Bogen erlaubt oder verboten. Wir können die Ge­
würze nicht gezielt anwenden, weil w ir von ihren Wir­
kungskräften zu wenig wissen.“ Was man wisse, sei nicht 
viel mehr, als daß manche von ihnen, wie Meerrettich, 
Knoblauch, Gartenkresse, Kapuzinerkresse und Zwiebel, 
antibakteriell wirken.

Die Untersuchung diente daher nach den Worten des 
Autors dem Ziel, Unterlagen für eine rationelle Verwen­
dung der Gewürze in der Diätetik des gesunden und des 
kranken Menschen zu gewinnen.

Buchbesprechung

Jahrbuch 1964
Herausgegeben vom Landesamt für Forschung 
beim M inisterpräsidenten des Landes 
Nordrhein-W estfalen

Zum zweiten Male gibt das Landesamt für F o rschung  
des Landes Nordrhein-W estfalen ein Jahrbuch heraus, 
das einer breiteren Öffentlichkeit das Wirken der Forscher 
und der zahlreichen in Nordrhein-W estfalen beheimateten 
Forschungsinstitute näherbringen soll. Es soll all denen 
behilflich sein, die daran interessiert sind, Einblick in die 
Arbeitsergebnisse und Erfolge von Wissenschaft und F or-' 
schung in diesem Lande zu nehmen und damit die in un ­
serer Zeit besonders wichtigen Verbindungen zwischen 
Wissenschaft und Öffentlichkeit zu verstärken.

23 nam hafte Wissenschaftler haben Beiträge aus ihren 
Forschungsarbeiten in diesem Band vereinigt und bieten 
damit einen in dieser Vielfalt wohl einmaligen Quer­
schnitt der N atur-, Ingenieur- und Gesellschaftswissen­
schaften nach dem heutigen Stand: von der Ermüdungs­
festigkeit im Flugzeugbau bis zum Aufbau von Elektro­
nenbeschleunigern in der Abteilung Strahlenchemie am 
M PI-Institut Mülheim, von der Unternehmensforschung 
bis zur Forschungs- und Entwicklungsarbeit des Stein­
kohlenbergbauvereins, von der Silikose-Behandlung und 
von Gefahren der Luftverunreinigungen, aber auch von 
der Pathogenese des Diabetes mellitus und von der Syn­
these des Insulins, usf.

642 Seiten, 221 Abbildungen und 21 Tabellen im Text, 
34 Seiten wissenschafts-finanzstatistische Tabellen. Ver- 
lags-Nr. 019103. Leinen DM 67,50.



Das Bild des neuen Gymnasiums
Deutscher Ausschuß legt die Empfehlungen für die Neuordnung der Höheren Schulen vor

HD — Empfehlungen für die Neuordnung der Höheren 
Schulen hat der Deutsche Ausschuß für das Erziehungs­
und Bildungswesen vorgelegt. Diese Empfehlungen sollen 
Vorschläge konkretisieren, die der Ausschuß in großen 
Zügen bereits in seinem „Rahmenplan zur Umgestaltung 
und Vereinheitlichung des allgemein bildenden öffentli­
chen Schulwesens“ unterbreitet hatte.

Das jetzt erschienene Gutachten ist das vorletzte des 
Ausschusses, ehe er im Sommer dieses Jahres seine Tä­
tigkeit einstellt. Nach über zehn Jahren soll die Arbeit 
des Ausschusses in einer Feierstunde abgeschlossen w er­
den. Die bisher von dem Ausschuß wahrgenommenen 
Aufgaben sollen künftig auf den noch zu gründenden Bil­
dungsrat übergehen.

Lehrgänge in den Primen
Die Empfehlungen konzentrieren sich vor allem auf die 
beiden letzten Klassen des Gymnasiums, aber zugleich 
werden auch Auswirkungen auf die M ittel- und U nter­
stufe des Gymnasiums erw artet. Kernstück der Vorschläge 
ist eine Auflockerung der Primen, die in einem nach 
Typen und Zweigen differenzierten Kern an einem ein­
geschränkten Fächerkanon festhält und in einem Wahl­
leistungsfach der Entfaltung von Begabungen und In ter­
essen und damit der geistigen Selbstständigkeit größeren 
Raum gibt. Schon der Rahmenplan empfahl das paradig­
matische Lehren und Lernen, freiere Arbeitsformen, 
Fächerverbindungen und Zusammenarbeit der Fachlehrer, 
um den Unterricht im Lektionsstil zu überwinden. Das bis­
herige System der Unterrichtsfächer soll nach den Emp­
fehlungen durch ein System von Lehrgängen ersetzt 
werden. .
Eine propädeutische Einführung in wissenschaftliche A r­
beitsweisen wird als Aufgabe des Unterrichts in der 
Oberstufe der Gymnasien gesehen: „Die Primen als der 
Ort des Studium generale und mit der Aufgabe betraut, 
in die Grundformen wissenschaftlichen Erkennens und 
Denkens propädeutisch einzuführen, müssen ihre Arbeit 
einem Kanon zu Grunde legen, der eine allgemeine wis­
senschaftliche Grundbildung sichert.“ Dieser Kanon soll 
sich von dem vielfältigen System der Unterrichtsfächer 
in der M ittelstufe unterscheiden. Er läßt sich nach Ansicht 
des Ausschusses nicht allein durch bloße Beschränkung 
des Stoffes oder durch Streichung einzelner Fächer über­
winden. Gedacht ist vielmehr an Lehrgänge in der Reli­
gionslehre, Philosophie, im Deutschunterricht, in der poli­
tischen Weltkunde, in der M athematik und Naturwissen­
schaft. Hinzu kommen die Musik, die Kunsterziehung und 
die Leibesübungen. Der Fremdsprachenunterricht soll in 
der Regel in der bisherigen Form fortlaufender Lektionen 
erteilt werden.

Konzentration der Arbeit

Der Ausschuß erw artet von diesem Lehrgangssystem, daß 
es den pädagogischen Absichten der Konzentration und 
Intensivierung der Arbeit entgegenkommt. In den Lehr­
gängen Naturwissenschaft und politische W eltkunde sol­
len die Sachgebiete m ehrerer Schulfächer zuSammen- 
rücken. Der Aufbau der Lehrgänge in Themenkreisen soll

auch der Schülerarbeit ein anderes Gepräge geben. Die 
Schule soll den Gymnasiasten in den beiden letzten Jahren 
in das selbständige Arbeiten einführen.
Der Ausschuß hat in seinen Empfehlungen Unterrichts­
beispiele für einen Schwerpunktunterricht in den verschie­
denen Lehrgängen gegeben. Zugleich wird betont, daß 
künftig nur an großen Schulen so reiche Arbeitsmöglich­
keiten, wie sie die Primen künftig brauchen, geboten wer­
den können. Der Unterricht soll aus den Klassenzimmern 
in Fachräume verlagert werden. Arbeitsbüchereien und 
Experimentierräume sollen geschaffen werden. Die Lehr­
gänge werden nicht die letzten beiden Jahre des U nter­
richts an den Gymnasien über die ganze Zeitdauer ein­
geführt werden. Es ist vielmehr daran gedacht, in be­
stimmten Zeitabschnitten verschiedene Lehrgänge aufein­
ander folgen zu lassen.

Neue Funktion des 11. Schuljahres
Besondere Bedeutung messen die Empfehlungen dem 
11. Schuljahr zu. Beobachtungen haben nach Ansicht der 
Mitglieder des Ausschusses ergeben, daß zahlreiche Schü­
ler in diesem Schuljahr das Gymnasium verlassen. Zwar 
habe die Abgangsquote zwischen dem 10. und 11. Schul­
jahr sich in den vergangenen Jahren auf 23,2 Prozent ver­
ringert, doch verlasse am Ende des 10. Schuljahres nach 
wie vor ein besonders hoher Prozentsatz von Schülern 
die Höhere Schule. Während bisher die Gymnasialpädago­
gik sich unter dem Gesichtspunkt der Auslese um das Pro­
blem des „abgebrochenen Bildungsweges“ nicht geküm­
m ert habe, müsse künftig das 11. Schuljahr eine „Gelenk­
funktion“ übernehmen. Der Ausschuß befürwortete, nach 
dem 11. Schuljahr einen „mittleren Abschluß“, zu gewäh­
ren. Das 11. Jah r soll zu einer Art Lenkungsstufe oder zu 
einem Entscheidungsjahr werden. Die 16- und 17-jährigen 
sollen sich in diesem Jah r entscheiden, ob sie einer frü ­
heren Berufsausbildung oder dem Besuch der beiden 
Abschlußklassen des Gymnasiums den Vorzug geben. Mit 
dieser neuen Aufgabenstellung soll zugleich auch den 
veränderten Ansprüchen der Berufswelt Rechnung getra­
gen werden.

Reifeprüfung soll bleiben
Die Empfehlungen beschäftigen sich auch mit der Reife­
prüfung und dem Übergang zur Universität. Der Aus­
schuß will an der Reifeprüfung festhalten, da sich ohne 
sie ein annähernd einheitliches Niveau der Hochschulreife 
nicht sichern lasse und der Höheren Schule die Gelegen­
heit zu Bestandsaufnahme und Selbstkontrolle nicht ge­
nommen werden dürfe. Die Abschaffung der Reifeprüfung 
werde überdies die Hochschulen nötigen, ein System von 
Zulassungsprüfungen zu entwickeln. Die Reifeprüfung 
müsse jedoch in ihrer Gestaltung auf den Lehrgangs­
charakter der beiden letzten Gymnasialjahre Rücksicht 
nehmen.
Diese Grundzüge des Gutachtens werden in umfassender 
Einzeluntersuchung näher erläutert. Das Gutachten nimmt 
jedoch noch keine Stellung zu neueren Vorschlägen — 
z. B. Prof. Hahn: Gymnasium A und B — und anderen 
Reformen, die in Richtung auf eine Fakultätsreife zielen.

44 Millionen DM für die Wissenschaft
Stiftung Volkswagenwerk finanziert Lehrstühle in Coventry

Insgesamt 44 Mio DM für 105 überregionale und regionale 
Projekte aus den Geistes Wissenschaften, der Medizin, den 
N atur- und Ingenieurwissenschaften bewilligte die Stif­
tung Volks wagenwerk auf der 14. Sitzung, die am 4. März 
1965 in Ludwigshafen stattfand.
Wissenschaftliche Institute erhielten Mittel in Höhe von 
insgesamt rund 3,2 Mio DM zur Beschaffung spezieller 
Großgeräte für ihre Arbeitsrichtung, darunter vier in der 
Bundesrepublik noch nicht eingesetzte neuentwickelte 
kältechirurgische A pparaturen für Untersuchungen zur 
Verbesserung der Bedingungen bei Netzhautoperationen. 
Die U niversitätsklinik in M ünster (Privatdozent Dr. Hil­
genberg) erhielt 437 000 DM für die Schaffung einer spe­
ziellen stereoskopischen Röntgeneinrichtung für die Herz­

forschung. Die Stiftung finanziert die Durchführung eines 
Symposiums „Theoretische Chemie“, auf dem die gegen­
w ärtige Lage der theoretiscli-chemischen Forschung in der 
Bundesrepublik erörtert werden und weitere Kontakte 
zwischen experimentell und theoretisch arbeitenden Che­
mikern ausgebaut werden soll. Das Symposium wird von 
Professor Dr. H artm ann/Frankfurt geleitet. (Das Gebiet 
der Theoretischen Chemie ist in der Bundesrepublik sehr 
förderungsbedürftig.)
Mit einem Zuschuß in Höhe von 4,64 Mio DM stellt die 
Stiftung die Finanzierung eines Gebäudes für die Einrich­
tungen des Vereins Deutscher Ingenieure in Düsseldorf, 
insbesondere für dessen Aufgaben bei der postgraduierten 
W eiterbildung und für die wissenschaftliche Dokumenta­



tionsarbeit sicher. Die Einrichtungen des VDI sind zur Zeit 
räumlich auf über zwanzig verschiedene Stellen verteilt. 
Das Programm der Stiftung „Wohnungen für Wissenschaft­
le r“, mit dem wissenschaftlichen Nachwuchskräften in 
Hochschulorten mit besonders großem Wohnungsmangel 
zu angemessenen Wohnungen verholten werden soll, wird 
um 15 Mio DM auf insgesamt 45 Mio DM ausgebaut.
Die in Berlin, Heidelberg und München bereits aufgenom­
mene wissenschaftliche Dokumentation über neue pädago­
gisch-technologische Entwicklungen, insbesondere über 
programmiertes Lernen, Sprachlabors und Schulfernsehen, 
wird mit einer 1,8 Millionen DM-Bewilligung für die 
nächsten Jahre gesichert. Die Stiftung wird ferner eine 
Reihe von pädagogischen Expertenreisen in die USA zum 
Studium der dort tätigen Einrichtungen für politische Bil­
dung ermöglichen.
Der nach dem Krieg gegründeten „Warwick University“, 
Coventry wurde für die Errichtung eines germanistischen 
Lehrstuhls sowie einer Dozentur für politische Wissen­
schaften eine .Starthilfe von 490 000 DM gewährt. (Die 
Universität Warwick soll nach Abschluß ihres Ausbaus 
mit 15 000 Studenten die größte britische Universität w er­
den.)
Weitere 50 000 DM wurden für den Ausbau der „Wiener 
L ibrary“ in London zur Verfügung gestellt. Die „Wiener 
L ibrary“ gehört zu den führenden wissenschaftlichen Ein­
richtungen zu Fragen der europäischen Zeitgeschichte und 
stellt mit ihren 65 000 Büchern, ihrer Zeitungsbibliothek

von über einer Million Ausschnitten, ihrem Bildarchiv 
von etwa 50 000 unveröffentlichten Dokumenten und Ma­
nuskripten zeitgeschichtlichen Inhalts eine wichtige For­
schungsstätte dar.
Der „International Association of Legal Science“ bewil­
ligte das Kuratorium  für die Aufnahme der Arbeiten an 
einer internationalen Enzyklopädie der Rechtsvergleichung 
eine Starthilfe von 600 000 DM. Die Gesamtkosten dieses 
Projektes, welches das gesamte Zivil- und Handelsrecht 
der Welt erfassen will, werden mit 100 Millionen DM ver­
anschlagt, die je zur Hälfte von amerikanischen und von 
europäischen Stiftungen aufgebracht werden sollen.
Die Musikwissenschaftliche Forschung wurde durch Zu­
schüsse an das Joseph-H aydn-Institut in Köln zur Weiter- 
fühi’ung seiner Arbeiten an der Haydn-Gesamtausgabe 
sowie an die internationale Schubert-Gesellschaft in Tü­
bingen unterstützt, welche eine neue Schubert-Gesamt­
ausgabe vorbereitet.
Der württembergischen Landesbibliothek in Stuttgart, 
welche neben Ferrara und Florenz eine der größten und 
wertvollsten Savonarola-Sammlungen besitzt, wurde der 
Ankauf einer großen Privatsammlung von Werken Savo- 
narolas ermöglicht. Damit w ird S tuttgart zu einem Zen­
trum  der Savonarola-Forschung.
Empfehlungen des Wissenschaftsrates folgend wurden 
rund 1 Mio DM für die Deckung dringenden Bedarfs bei 
verschiedenen wissenschaftlichen Bibliotheken in der Bun­
desrepublik bereitgestellt.

Neuordnung des Pharmaziestudiums in Sicht
Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsministeriums — Bedenken der Apotheker

HD — Eine Neuordnung der pharmazeutischen Ausbildung 
wird vorbereitet: Das Bundesgesundheitsministerium hat 
einen Gesetzentwurf für eine Bundesapothekenordnung 
sowie einen Gesetzentwurf über die medizinisch-, vete­
rinärmedizinisch- und pharmazeutisch-technische Assi­
stentin vorgelegt. In Vorbereitung befindet sich auch eine 
Rechtsverordnung, die mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Bestallungsordnung für Apotheker bringen wird und 
in der die Mindestanforderungen an Studium und prak ­
tischer Ausbildung geregelt werden sollen.
Die Gesetzentwürfe sind den Berufsverbänden der Apo­
theker zugeleitet worden, die sofort erhebliche Bedenken 
anmeldeten. Auch der Wissenschaftsrat hat ein Gutachten 
über die Neuordnung des Pharmaziestudiums (s. HD 
Nr. 22/64) verabschiedet, dem der Gesetzentwurf für eine 
Bundesapothekenordnung im wesentlichen folgt. Das Bun­
deskabinett hat noch keinen Beschluß über die beiden Ge­
setzentwürfe gefaßt. In Bonn erscheint es zweifelhaft, ob 
noch in dieser Legislaturperiode die gesetzgebenden Kör­
perschaften die beiden Entwürfe verabschieden können.

Umgestaltung der Ausbildung

Der Entw urf einer Bundesapothekenordnung sieht ein­
schneidende Veränderungen in der Ausbildung von Apo­
thekern vor. Die M indestdauer des pharmazeutischen S tu­
diums darf auf höchstens dreieinhalb Jahre, die der prak ­
tischen Ausbildung auf höchstens zwei Jahre  festgesetzt 
werden. Durch diese Vorschrift wird der bisherige Aus­
bildungsgang umgestaltet. Gegenwärtig haben angehende 
Pharm azeuten zunächst eine zweijährige Praktikanten ­
zeit in einer Apotheke, ein daran anschließendes min­
destens dreijähriges Studium und eine einjährige Kandi­
datenzeit nach dem Studium zu absolvieren. Die P rak ti­
kantenzeit vor dem Studium soll künftig entfallen. Nach 
Ansicht des Gesundheitsministeriums macht es die wissen­
schaftliche Entwicklung in der Pharmazie notwendig, we­
sentliche Teile des ersten Ausbildungsabschnittes — bisher 
Praktikantenzeit — der Hochschule zu übertragen. Das 
Ministerium erw artet, daß die Hochschulen ihre Vorle­
sungen und Übungen erw eitern müssen. Der Lehrstoff 
soll gestrafft und ein erheblicher Teil für die Ausbildung 
genutzt werden. Eine praktische Ausbildung soll sich an 
das Studium anschließen, um in den verschiedenen phar­
mazeutischen Tätigkeiten Berufserfahrungen zu sammeln.

Berufsverbände fordern acht Semester

Die Berufsverbände der Apotheker stehen auf dem Stand­
punkt, daß das Studium mindestens acht Semester dauern 
wird und die praktische Ausbildung m it einer Prüfung

beendet werden müsse. Auch steht man der Verlagerung 
der praktischen Ausbildung in die Zeit nach dem Studium 
skeptisch gegenüber. Die Berufsverbände stellten fest, 
daß durch den Fortfall der zweijährigen Praktikantenzeit 
eine Personallücke entstehen müsse, die konsequenter­
weise die Schaffung eines m ittleren Personals erzwinge. 
Der Wissenschaftsrat hatte in seinen Empfehlungen an ­
geregt, ein „mittleres Personal“ in Gestalt des pharm a­
zeutisch-technischen Assistenten oder der Assistentin zu 
schaffen. Der Wissenschaftsrat hält diese Differenzierung 
für notwendig, da zum Verkauf von Medikamenten in den 
Apotheken kein wissenschaftliches Studium notwendig 
sei. Die Apothekerverbände haben die Schaffung einer 
m ittleren Ausbildung bisher stets abgelehnt.
Das Bundesforschungsministerium schätzt, daß sich bei 
einer Verlängerung des Studiums der Pharmazie die Not­
wendigkeit ergibt, rund 350 bis 500 Studienplätze neu zu 
schaffen. Es wird damit gerechnet, daß die Bemühungen 
der Apotheker um eine Verlängerung des pharm azeu­
tischen Studiums ohne Erfolg bleiben.

Clearingstelle auch für Pharmaziestudenten?

ben an den Vorsitzenden des Verbandes der pharmazeu­
tischen Hochschuldirektoren, Prof. Dr. Böhme, empfohlen, 
nach Vorbild einer Clearing-Stelle für Medizinstudenten 
eine entsprechende Institution für Studenten der Phar­
mazie zu schaffen. Die Standesvertretungen der Apothe­
ker vertreten jedoch die Auffassung, daß der Engpaß an 
Studienplätzen nicht auf Verteilungsschwierigkeiten wie in 
der Medizin zurückzuführen ist, sondern auf einen Man­
gel an Studienplätzen beruht. Die Erfahrungen mit der 
Ausgleichsstelle für Studenten der Medizin sollen daher 
nach Ansicht der Verbände abgewartet werden.
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes gab es 
1963 bei 9579 Voll- und 63 Zweigapotheken rund 353 Kran- 
kenhausapothekn, 9888 Apotheker und 6991 Apothekerin­
nen. An Kandidaten der Pharmazie wurden 585 und an 
Kandidatinnen 1146 registriert. Vorgeprüfte Apotheken­
anwärter, die noch nicht m it dem Studium begonnen hat­
ten, waren 993 vorhanden. Zugleich gab es 3283 vorge­
prüfte Apothekeranwärterinnen. 1512 Praktikanten und 
2682 Praktikantinnen wurden gezählt. Seit 1956 haben 
insbesondere Frauen mehr als M änner sich einer pharm a­
zeutischen Ausbildung unterzogen. 1964 studierten 1997 
Studenten (darunter 264 Studienanfängerinnen) Pharm a­
zie. Der Zustrom der Frauen zum Pharmaziestudium ist 
größer als der der Männer. Es w ird erw artet, daß auch in 
den nächsten Jahren der stärkere Zustrom der Frauen zu 
allen pharmazeutischen Berufen anhält.



/ Kurz berichtet

Der Senatsentwurf für das Bremische Universitätsgesetz 
ist der Bürgerschaft zugeleitet worden. Die Präambel 
drückt den Willen aus, mit der Einrichtung Forschung 
und Lehre zu fördern. Zugleich wird die Erwartung ge­
äußert, daß Bund und Länder die notwendige Hilfe bei 
diesem Vorhaben leisten. Einem Kuratorium  der Universi­
tä t als Bindeglied zwischen Staat und Hochschule sollen 
je vier Mitglieder des Senats, der Bürgerschaft sowie der 
Professoren- und Studentenschaft angehören. Als Uni­
versitätsvertreter sind der Rektor, zwei Mitglieder des 
Lehrkörpers und ein Student vorgesehen. Den Vorsitz 
wird der Präsident des Senats übernehmen. Das K ura­
torium soll zugleich Dienstvorgesetzter und oberste Dienst­
behörde aller bei der Universität beschäftigten Personen 
sein. Die Lehrstuhlinhaber werden auf Vorschlag des 
Akademischen Senates vom Vorsitzenden des Kuratoirums 
berufen und ernannt.

Das modernste Chemie-Zentrum Europas wird im Laufe 
der nächsten Zeit in Hamburg errichtet. Schon im Som­
mersemester 1965 sollen die Bauarbeiten für das Objekt 
„Chemie I“, dem ersten Teil der chemischen Institute, be­
endet sein. Es gehören dazu Gebäudekomplexe für die 
anorganische, die organische, die angewandte und die Bio- 
Chemie. Für das Projekt „Chemie II“ sind die Entwurfs­
arbeiten abgeschlossen. Mit dem Bau der Einrichtungen 
für physikalische und pharmazeutische Chemie wird vor- 

I aussichtlich Ende 1965 begonnen.

Wenig gefragt ist die Kenntnis osteuropäischer Sprachen 
in der Bundesrepublik. Wie der Landesverband Baden- 
W ürttemberg im Bundesverband der Dolmetscher und 
Übersetzer auf seiner Jahrestagung in Freiburg verlauten 
ließ, sind selbst qualifizierte K räfte unterbeschäftigt. In ­
folgedessen sei auch das Interesse am Studium der ost­
europäischen Sprachen heute nur noch sehr gering. Diese 
Feststellungen beziehen sich auch auf das Russische.

Gegen medizinisch-wissenschaftliche Fernsehsendungen 
wandte sich die Bundesärztekammer in Köln. Die Kam­
mer, deren Einspruch die Pläne einiger Rundfunkanstal­
ten für ein drittes Programm berührt, befürchten nach­
teilige Folgen für die zuschauenden Laien.

Die Zahl der Studenten und Studentinnen an den baye­
rischen Hochschulen hat sich im vergangenen W inter­
semester um 5,2 Prozent erhöht. Insgesamt waren 54 778 
Studierende im m atrikuliert, darunter 13 726 weibliche. 
Der größte Teil der Hörer hatte sich in geisteswissen­
schaftlichen Fächern eingeschrieben (17,6 Prozent). Mit 
14,2 v. H. folgen die Naturwissenschaften einschließlich der 
Pharmazie. W irtschaftswissenschaften studierten 13,7 Pro­
zent und 13,2 v. H. die allgemeine Medizin.

Ein Lehrstuhl für Pharmaziegeschichte, der erste seine 
Art an einer solchen Hochschule, wurde in M arburg ge­
gründet. Prof. Dr. Rudolf Schmitz (Marburg) hat die Lei­
tung dieses Instituts übernommen.

Düsseldorf wird Universitätsstadt. Dies teilte der nord- 
rhein-wöstfälische Kultusm inister Mikat kürzlich in einem 
Rundfunkinterview mit. Seinen Ausführungen zufolge 
soll die bereits bestehende Medizinische Akademie im 
kommenden Jah r um eine naturwissenschaftliche und eine 
philosophische Fakultät erw eitert werden. Die Stadt Düs­
seldorf hält bereits seit langem neben der Akademie e in , 
entsprechendes Gelände bereit. — Mit Rücksicht auf die 
übrigen Hochschulprojekte in Nordrhein-W estfalen scheute 
die Regierung bisher davor zurück, die Düsseldorfer Pläne 
der Öffentlichkeit bekanntzugeben.

Der Initiativentwurf für ein Ingenieurgesetz ist vom
Wirtschaftsausschuß des Bundestages gebilligt und dem 
Plenum des Parlam entes zur Annahme empfohlen worden. 
Danach darf sich „Ingenieur“ in Zukunft nur nennen, wer 
das Studium einer überwiegend technisch-naturwissen­
schaftlichen Fachrichtung an einer deutschen Hochschule 
mit Erfolg abgeschlossen, die Abschlußprüfung einer deut­
schen Ingenieurschule bestanden oder bis Ende 1970 den 
Betriebsführerlehrgang einer deutschen Bergschule erfolg­
reich absolviert hat. Wer die Bezeichnung heute bereits 
führt, muß dies den zuständigen Behörden innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten  des Gesetzes anzeigen. Der 
W eiterführung kann widersprochen werden. Personen mit

dem Abschlußzeugnis einer ausländischen Schule oder 
Hochschule können in der Bundesrepublik eine Geneh­
migung zum Führen der Berufsbezeichnung beantragen. 
Verstöße gegen die Vorschriften werden mit Geldbußen 
geahndet.

Die Anstellung von „Schulassistenten“ kündigte Nord­
rhein-W estfalens Kultusminister Mikat für spätestens 
Anfang 1966 an. Den Plänen des Ministers zufolge sollen 
vornehmlich junge Menschen mit m ittlerer Reife für die­
sen Beruf gewonnen werden. Man beabsichtigt, die An­
w ärter in sechsmonatigen Kursen auszubilden und dann 
den akademisch gebildeten Lehrern für Verwaltungs- und 
Aufsichtsaufgaben beizugeben. Mikat hofft, die Assisten­
ten während ihrer drei- bis vierjährigen Tätigkeit in 
Abendgymnasien zur Hochschulreife führen zu können und 
so zusätzliche Kandidaten für den Leherberuf zu ge­
winnen.

Die 38 Ingenieurschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
sollen künftig als Akademien den Status selbständiger 
Bildungseinrichtungen erhalten. Einen entsprechenden 
Antrag brachten CDU und FDP im nordrhein-westfäli­
schen Landtag ein.

390 000 neue Studienplätze sollen innerhalb von zehn 
Jahren an den britischen Universitäten geschaffen w er­
den, teilte Erziehungsminister Anthony Crosland dem 
Unterhaus mit. Die geplante Maßnahme würde die Zahl 
der vorhandenen Plätze verdoppeln.

Fast jeder zehnte Student der Albcrt-Ludwigs-Universi- 
tät Freiburg ist Ausländer. Von den im vergangenen Win­
tersem ester vorgenommenen 11 324 Einschreibungen be­
trafen 963 Studenten mit einem fremden Paß.

Zur 600-Jahrfeier der Wiener Universität vom 9. bis zum
14. Mai haben sich V ertreter von 200 Universitäten ange­
meldet. Die Universitäten der Bundesrepublik und der 
Sowjetzone werden fast vollzählig vertreten sein. 26 Wis­
senschaftler, darunter 12 deutsche, werden zu Ehrendok­
toren ernannt.

„Kleine Schritte zur Hochschulreform“ nannte der Rektor 
der Kölner Universität, Prof. Peters, gegenüber Journa­
listen eine Reihe von Maßnahmen zur Erleichterung des 
Lehrbetriebes, die in der vergangenen Zeit getroffen wor­
den sind. Hierzu rechnet in der Juristischen Fakultät die 
Einführung des Tutoren-Systems. Mit Hilfe junger Wis­
senschaftler, Referendare und Assessoren, soll den An­
fangssemestern der Studienbeginn erleichtert werden. In 
der Philosophischen Fakultät hat man sich vor allem um 
eine Erweiterung des Akademischen Mittelbaues be­
müht. Auch ist die Errichtung eines neuen Sprachinstitu- 
tes und eines Sprachlabors ins Auge gefaßt. In den N atur­
wissenschaften und der Medizin werden schließlich ver­
m ehrt Kolloquien angeboten, in denen die V ertreter der 
verschiedenen Spezialeinrichtungen Zusammentreffen 
konnten.

Ein Ergänzungsvertrag zum Loccumer Vertrag zwischen 
dem Land Niedersachsen und den vier evangelischen Lan­
deskirchen sowie der reform ierten Kirche in Nordwest­
deutschland wurde abgeschlossen. Dieser neue Vertrag 
modernisiert die Bestimmungen des ursprünglichen Über­
einkommens und paßt sie den Vereinbarungen des Nie-. 
dersachsen-Konkordats an. Der neue Vertrag enthält Be­
stimmungen über die Erwachsenenbildung, über den An­
teil evangelischer Lehrer an Volksschulen für Schüler 
aller Bekenntnisse, über Sendezeiten im Rundfunk sowie 
über Finanzleistungen.

Der Präsident der Westdeutschen Rektorenkonferenz, Prof. 
Dr. R. Sieverts / Hamburg, empfängt am 31. März V ertreter 
der großen studentischen Zusammenschlüsse in Bad Go­
desberg zu einem Gespräch über allgemeine hochschul- 
politische Fragen. Bei dieser Konferenz sollen Fragen der 
Studentenförderung, der studentischen Selbstverwaltung, 
der wirtschaftlichen Selbsthilfe, des Ausländerstudiums, 
der Studentenheime, der Studentengemeinden und der 
studentischen Gruppen erörtert werden.

Der Kartellverband katholischer deutscher Studentenver­
eine hat seine Jahrestagung vom 8. bis zum 13. Juni nach 
Hannover einberufen. Das Generalthema lautet „Akade­
mische Bildung in freier Gemeinschaft“.



Den bayerischen Verdienstorden erhielt der amerikanische 
Wissenschaftler Dr. Albert Sabin, Dozent an der Universi­
tä t Cincinnati. Sabin wurde für seine Verdienste um die 
Bekämpfung der Kinderlähmung ausgezeichnet. Er hat 
den Schluckimpfstoff entwickelt.
Das neue Gebäude des Deutschen Archäologischen Insti­
tuts in Bonn wurde seiner Bestimmung übergeben. Die In ­
stitution, die zur Zeit von Prof. Kraus geleitet wird, ent­
hält die größte altertumswissenschaftliche Bibliothek und 
Phototek der Welt. Das Gebäude wurde von Bundesinnen­
minister Höcherl in Gegenwart des italienischen Erzie­
hungsministers Gui, der K urienkardinäle Bea und Alba- 
reda sowie des Vorsitzenden des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Präses Scharf, übergeben.
Die Ausbildungszulage für Lehrlinge, Schüler und Studen­
ten soll durch die Arbeitsämter ausgezahlt werden. Sie 
erreicht alle jene, die zwischen dem 15. und 27. Lebens­
jah r eine Schule oder Hochschule besuchen oder in einem 
anerkannten Lehr- oder Anlernberuf ohne eine Erzie­
hungsbeihilfe oder Vergütung ausgebildet werden. Der Zu­
schuß beträgt vierzig DM und ist Steuer- und sozialabga­
benfrei.
Die erste vollautomatische Zwillingsneutronenbeugungs­
anlage der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg AG 
(MAN) wurde in Augsburg an die Universität Bonn über­
geben. Die Anlage ist fü r das Mineralogische Institut 
bestimmt und soll vorwiegend zur Klärung der Feinstruk­
tur von K ristallen m it Neutronen dienen. Sie w ird am 
Reaktor „Dido“ der Kernforschungsanlage Jülich auf­
gestellt.
1013,— DM soll das Anfangsgehalt eines 23jährigen Volks­
schullehrers in Nordrhein-Westfalcn künftig betragen.
Dies sieht das dritte Besoldungsänderungsgesetz vor, das 
die Regierung Meyers dem Landtag in Düsseldorf zuge­
leitet hat. Der Vorschlag sieht darüber hinaus ein Höchst­
gehalt von 1714 DM bei Verheirateten mit zwei Kindern 
vor. Lehrer an einklassigen Schulen sollen einen m onat­
lichen Zuschuß von sechzig DM erhalten. — In entspre­
chendem Maße werden auch die Gehälter der Realschul­
lehrer und der Lehrer an berufsbildenden Schulen ver­
bessert. Das neue Gesetz verursacht, im Falle seiner Ver­
abschiedung, jährlich 111,5 Mio DM M ehraufwendungen 
allein für die höhere Besoldung der Lehrer aller Schul­
formen.
Das erste spanische Atomkraftwerk wird in Zorita de los 
Canels bei Pastrana östlich von Madrid gebaut. Es soll 
1967 betriebsfertig sein. Die Errichtung eines zweiten 
Atom kraftwerks bei Sevilla ist bis Ende 1970 geplant. 
Wissenschatfliche Arbeiten über die europäische Integra­
tion werden von der Kommission der Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft m it einer (begrenzten) Anzahl von 
Zuschüssen bedacht. Anträge sind bis spätestens zum
1. Juni bei dem Sekretariat der EWG-Kommission in 
Brüssel einzureichen.
Die Zahl der Ausländer an der Universität des Saarlandes
beträgt nahezu zwölf Prozent aller Studenten. Insgesamt 
w aren im W intersemester 1964/65 in Saarbrücken 6208 
Hörer eingeschrieben. Während die Deutschen die W irt­
schaftswissenschaften bevorzugten, wandten sich die Aus­
länder vor allen Dingen der allgemeinen Medizin sowie 
der Sprach- und Kulturwissenschaft zu.

Protest gegen das niedersächsische Schulgesetz erhob die 
niedersächsische Lehrerschaft.

Die Gesellschaft für Musikforschung will ihren nächsten 
internationalen Kongreß in der Sowjetzone abhalten. Als 
Tagungstermin ist der September 1966 in Aussicht ge­
nommen worden. Die Gesellschaft hat in beiden Teilen 
Deutschlands Mitglieder.

Eine 40bändige Lenin-Ausgabe wurde von dem Ost-Berli­
ner Dietz-Verlag auf der Leipziger Messe vorgelegt. Es 
handelt sich hierbei um die erste vollständige Lenin-Aus­
gabe in deutscher Sprache. Bis 1967 sollen noch zehn 
Bände mit Briefen veröffentlicht werden.

Der Miinsteraner Soziologe Prof. Schclsky wurde durch 
NRW -Kultusminister Mikat beauftragt, die Planungsvor­
bereitungen für die neue Ostwestfalen-Universität in die 
Hand zu nehmen. Dabei soll Schelsky vor allen Dingen 
Vorschläge für die Forschungs-, Studien- und Selbstver­
waltungsreform ausarbeiten. Wie das Kultusministerium 
mitteilte, w ird nach wie vor daran gedacht, eine Grün­
dungsgruppe von Gelehrten zu berufen, die über den wis­
senschaftlichen Aufbau der neuen Hochschule beraten soll. 
— Die Ostwestfalen-Universität, um deren Standort 
einstweilen noch unter mehreren Städten gestritten wird, 
ist als Forschungshochschule geplant.

Tabletten gegen Silikose wurden von einer sowjetischen 
Forschergruppe entwickelt. Das Medikament ist bereits 
unter den Bergleuten von zwei Gruben des Karaganda- 
Beckehs in der UdSSR erfolgreich eingesetzt worden.

Die Politische Bildung in Frankreich und der Bundesrepu­
blik w ar das Gesprächsthema eines Kreises deutscher 
und französischer Wissenschaftler, der in Köln zusammen­
traf.

Eine Gruppe britische Atomwissenschaftler unternahm  
unter der Leitung des Vorsitzenden der britischen Atom­
energiebehörde, William Penney, eine mehrtägige Infor­
mationsreise durch die Bundesrepublik.

Einen Wissenschaftsplan von Bund und Ländern erstre­
ben die Freien Demokraten. In einer Anfrage an die Bun­
desregierung verlangt die FDP Auskunft darüber, ob durch 
einen Wissenschaftsplan die Möglichkeit gegeben werden 
würde, die für die Forschung erforderlichen Mittel in ein 
langfristiges Finanzierungsprogramm einzugliedern. Fer­
ner wird die Bundesregierung ersucht, ihre Entscheidung 
über die Prioritäten im Bereich von Wissenschaft und For­
schung bekanntzugeben.
Mit 340 000 Bänden ist die Bibliothek des Deutschen Bun­
destages die größte Spezialbibliothek für politische Wis­
senschaften in der Bundesrepublik. Der jährliche Zugang 
an Büchern, Zeitschriften und Jahresberichten sowie an 
Bild-, Ton- und K artenm aterial beträgt 25 000 Stück. Ob­
gleich die Institution in erster Linie für die Benutzung 
durch die Parlam entsm itglieder und Bundesbeamten, Di­
plomaten und Journalisten eingerichtet worden ist, kön­
nen in Ausnahmefällen auch Wissenschaftler und Studen­
ten hier arbeiten.
Eine neue Universität in der deutschen Schweiz forderte 
der im vorigen Jah r gegründete Aargauische Hochschul­
verein. Als Standort hat der Vereinspräsident das aar­
gauische Seetal vorgeschlagen.

P E R S O N A L I A

NEUE REKTOREN UND DEKANE

Göttingen: Zu Dekanen für das A m tsjahr 1965/66 wurden 
gewählt: Prof. Dr. theol. Dr. phil. Carsten C o 1 p e (All­
gemeine Religionsgeschichte) in der Theologischen Fakul­
tät, Prof. Dr. jur. Karl K r o e s c h e l  (Deutsche Rechts­
geschichte, Bürgerliches Recht, Handelsrecht, Landw irt­
schaftsrecht) in der Juristischen Fakultät, Prof. Dr. med. 
Joachim Ernst M e y e r  (Psychiatrie) in der Medizinischen 
Fakultät, Prof. Dr. phil. W alther K i l l y  (Deutsche Philo­
logie) in der Philosophischen Fakultät, Prof. Dr. rer. nat. 
Georg B i r  u k o w (Zoologie) in der M athematisch-Natur­
wissenschaftlichen Fakultät, Prof. Fritz N ü ß l e i n  (Jagd­
kunde) in der Forstlichen Fakultät, Prof. Dr. agr. Hans 
W i l b r a n d t  (Ausländische Landwirtschaft) in der Land­
wirtschaftlichen Fakultät und Prof. Dr. phil. Bernt S p i e ­
g e l  (Wirtschafts- und Sozialpsychologie) in der W irt­
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät.

Saarbrücken: Prof. Dr. jur. Günther J a h r  (Römisches 
Recht und Zivilrecht, Internationales Privatrecht und 
Rechtsvergleichung) wurde von der Rechts- und W irt­
schaftswissenschaftlichen Fakultät zum Dekan für das 
SS 1965 gewählt.

BERUFUNGEN UND ERNENNUNGEN

a) ordentliche Professoren
Erlangen-Nürnberg: Oberassistent Dr. Joachim S t a e d t -  
k e / Zürich wurde zum ordentlichen Professor der Refor­
mierten Theologie ernannt.

Frankfurt: Prof. Dr. W alter S c h e f f l e r  (Didaktik der 
englischen Sprache und Literatur) wurde zum ordentlichen 
Professor ernannt und auf den Lehrstuhl für Didaktik der 
neueren Fremdsprachen in der Hochschule für Erziehung 
berufen.



Freiburg: Zu ordentlichen Professoren wurden ernannt: 
Prof. Dr. phil. Bruno B o e s c h (Ältere Germanische Philo­
logie), Prof. Dr. phil. G erhart B a u m a n n  (Neuere 
deutsche Literaturgeschichte), Prof. Dr. med. Herbert 
R e i n d e l l  (Sportmedizin, Arbeitsphysiologie) und Prof. 
Dr. rer. pol. Alois O b e r h ä u s e r  (Volkswirtschaftslehre 
und Finanzwissenschaft).
Gießen: Prof. Dr. med. vet. Georg L ä m m l e r  (Parasi­
tologie und parasitäre K rankheiten der Haustiere) wurde 
zum ordentlichen Professor ernannt.
Göttingen: Professor Dr. Wolfgang P. S c h m i d / I n n s ­
bruck hat den Ruf auf den ordentlichen Lehrstuhl für 
Indogermanische Sprachwissenschaft angenommen. — Zu 
ordentlichen Professoren wurden ernannt: Privatdozent 
Dr. phil. Karl Heinrich B e r  t  a u (Deutsche Philologie) 
und Privatdozent Dr. sc. pol. Hans-Dieter D e p p e /  M ün­
ster (Betriebswirtschaftslehre).
Kiel: Privatdozent Dr. agr. Hugo S t  e in h a u s e r  / M ün­
chen (Wirtschaftslehre des Landbaus) wurde zum ordent­
lichen Professor ernannt; es wurde ihm die Professur für 
landwirtschaftliche Betriebs- und Arbeitslehre über­
tragen. — Privatdozent Dr. jur. W erner S c h m i d /  E r­
langen-Nürnberg (Strafrecht und Strafprozeßrecht) wurde 
zum ordentlichen Professor ernannt; es wurde ihm das 
Ordinariat seines Faches übertragen.
München: Prof. Dr. jur. Peter L e r c h e /  Berlin (Staats­
und Verwaltungsrecht) hat den an ihn ergangenen Ruf 
auf den neuerrichteten Lehrstuhl für öffentliches Recht, 
insbesondere Verfassungsgeschichte und öffentliches So­
zialrecht angenommen.
Münster: Dozent Dr. jur. Ulrich L e f f s o n  / Mainz (Be­
triebswirtschaftslehre) wurde zum ordentlichen Pro­
fessor seines Faches ernannt. — Prof. Dr. jur. Dr. oec. 
publ. Rudolf L u k e s  (Bürgerliches Recht, Handelsrecht, 
Wirtschaftsrecht, Zivilprozeßrecht) erhielt einen Ruf auf 
ein zivilrechtliches Ordinariat an der Universität E r­
langen-Nürnberg. — Zu ordentlichen Professoren w ur­
den ernannt: Prof. Dr. rer. nat. Helmut H o l d e r  (Palä­
ontologie), Prof. Dr. rer. nat. Bernhard B r o c k a m p  
(Reine und angewandte Mathematik), Prof. Dr. rer. nat. 
Hermann H a r d e r  (Petrologie und Lagerstättenkunde) 
und Prof. Dr. rer. nat. Ludwig A c k e r  (Lebensmittel­
chemie).
Saarbrücken: Prof. Dr. phil. Mohammed R a s s e m  (Ver­
gleichende K ultur- und Gesellschaftswissenschaft Europas) 
wurde zum ordentlichen Professor ernannt. — Prof. Dr. 
rer. nat. Egon S t a h l  (Pharmakognosie) wurde zum or­
dentlichen Professor ernannt.

b) außerordentliche Professoren
München: Zu außerordentlichen Professoren wurden er­
nannt: Prof. Dr. med. vet. Joachim B o e s s n e c k  (Anato­
mie, Histologie und Embryologie) und Privatdozent Dr. rer. 
nat. Hildebert W a g n e r  (Pharmakognosie).
Münster: Prof. Dr. rer. nat. Gerhard H e r t z  (Physi­
kalische Chemie) erhielt einen Ruf auf ein Ordinariat für 
Spezialgebiete der Physikalischen Chemie an der Techni­
schen Hochschule Karlsruhe.
Saarbrücken: Prof. Dr. med. Hermann W i t t e r  (Neurolo­
gie und Psychiatrie) wurde zum außerordentlichen Profes­
sor ernannt und auf den Lehrstuhl für Forensische Psych­
iatrie berufen.

c) Honorarprofessoren
Freiburg: Prof. Dr. phil. Eduard B a u m g a r t e n  /M ann­
heim (Soziologie) wurde zum Honorarprofessor ernannt. 
Göttingen: Prof. Dr. phil. Wilhelm G r u n w a l d  (Ge­
schichte der exakten Naturwissenschaften) wurde zum 
Honorarprofessor ernannt.

d) Wissenschaftliche Räte
Frankfurt: Privatdozent Dr. med. Dieter P a l m  (Pharma­
kologie und Toxikologie) wurde zum Wissenschaftlichen 
Rat ernannt.

e) außerplanmäßige Professoren
Frankfurt: Privatdozent Dr. phil. Friedrich R u t t n e r  
(Zoologie) wurde zum außerplanmäßigen Professor e r­
nannt.
Gießen: Privatdozent Dr. phil. nat. Heinz S c h m u t t e r e r  
(Phytopathologie, angewandte Entomologie) wurde zum 
außerplanmäßigen Professor ernannt.
Göttingen: Prof. Dr. oec. publ. W erner H o f m a n n (Volks­
wirtschaftslehre, Wirtschaftssoziologie) hat einen Ruf auf

das O rdinariat für Volkswirtschaftslehre an der Techni­
schen Hochschule Hannover erhalten.

Heidelberg: Zu außerplanmäßigen Professoren wurden er­
nannt: Prof. Dr. med. Dr. rer. nat. Heinrich W rb  a / Mün­
chen (Experimentelle Medizin) und Prof. Dr. med. Heinz 
Harald H e n n e m a n n / K ö l n  (Innere Medizin). — Prof. 
Dr. med. Peter S t o 11 (Geburtshilfe und Gynäkologie) er­
hielt einen Ruf auf das Ordinariat seines Faches am Kli­
nikum Mannheim.

München: Universitätsdozent Dr. rer. nat. Heinz Z ö t t l  
(Bodenkunde und Pflanzenernährung) wurde zum außer­
planmäßigen Professor ernannt.

Münster: Prof. Dr. med. Gerhard S e i f e r t  (Allgemeine 
Pathologie und pathologische Anatomie) erhielt einen Ruf 
auf das O rdinariat seines Faches an der Universität Ham- \ 
bürg. — Prof. Dr. phil. Jan  van C a 1 k e r  (Physik) erhielt 
einen Ruf auf das O rdinariat für Experimentalphysik an 
der Medizinischen Akademie Düsseldorf.

f) Dozenten und Privatdozenten
Göttingen: Privatdozent Dr. rer. nat. Holger Windekilde 
J a n n a s c h  (Mikrobiologie) erhielt einen Ruf auf den 
neugeschaffenen Lehrstuhl für Mikrobiologie an der Uni­
versität Bonn.

München: Universitätsdozent Dr. jur. Herbert W i e d e ­
m a n n  (Bürgerliches Recht, Handels- und Arbeitsrecht) 
erhielt einen Ruf auf einen privatrechtlichen Lehrstuhl 
der Universität Berlin. — Zu Universitätsdozenten wurden 
ernannt: Privatdozent Dr. Achim H a g e r  (Botanik), P ri­
vatdozent Dr. Karl Josef R a m s p o t t  (Mathematik) und 
Privatdozent Dr. Christoph S c h w i n k  (Physik).

Münster: Dozent Dr. theol. Richard H e n t s c h k e  (Altes 
Testament) erhielt einen Ruf auf den Lehrstuhl seines 
Faches an der Kirchlichen Hochschule Berlin. — Dozent 
Dr. rer. nat. W alter R o e 1 c k e (Mathematik) erhielt einen 
Ruf auf ein Ordinariat seines Faches an der Universität 
München.

Saarbrücken: Privatdozent Dr. phil. nat. Hans S c h n e e ­
w e i ß  hat einen Ruf auf den ordentlichen Lehrstuhl für 
Statistik und Ökonometrie an der Universität Gießen er­
halten.

Tübingen: Privatdozent Dr. phil. Günter W i l l e  (Klas­
sische Philologie) hat einen Ruf auf das Ordinariat seines 
Faches erhalten.

g) Lektoren
Göttingen: Jean-Francois T o u r n a d r e  wurde zum außer­
planmäßigen nebenamtlichen Lektor für Französische 
Sprache ernannt. — Fil. mag. Ingrid N e r  1 u n d wurde zur 
außerplanmäßigen hauptamtlichen Lektorin für Schwe­
disch ernannt.

HABILITATIONEN UND VERLEIHUNG DER 
VENIA LEGENDI

Frankfurt: Um habilitiert wurden: Prof. Dr med. Werner 
S c h u h e  (Innere Medizin und Röntgenologie) von der 
Universität M ünster an die Universität Frankfurt, Prof. 
Dr. phil. nat. Wilhelm L ö t s c h e r t  (Botanik) von der 
Universität Hamburg an die Universität F rankfurt und 
Privatdozent Dr. rer. nat. Rudolf J  a n d e r  (Zoologie) von 
der U niversität Freiburg an die U niversität Frankfurt. — 
Die venia legendi wurde verliehen an: Dr. jur. Albrecht 
D i e c k m a n n  für das Fach Bürgerliches Recht, Zivil­
prozeßrecht und Internationales Privatrecht, Dr. jur. Jo ­
hann Georg H e l m  für das Fach Bürgerliches Recht und 
Handelsrecht, Dr. med. Klaus S t o c k  für das Fach P har­
makologie und Toxikologie, Dr. med. Athineos P h i 1 p - 
p o u für das Fach Pharmakologie und Toxikologie, Dr. 
phil. Wolfgang B r u c k n e r  für das Fach Deutsche 
Volkskunde, Dr. rer. nat. Klaus H e c k m a n n  für das 
Fach Physikalische Biochemie, Dr. rer. nat. Hans K O h ­

l e n b a c h  für das Fach Botanik, Dr. rer. pol. Hans J ü r ­
gen J  a k s c h für das Fach Volkswirtschaftslehre und Dr. 
rer. nat. Rolf E b e r  t für das Fach Theoretische Physik.

Gießen: Die venia legendi wurde verliehen an: Dr. rer. 
nat. Christoph S c h o l t i s s e k  fü r das Fach Biochemie, 
Dr. med. Carlos F a s s b e n d e r  für das Fach Chirurgie, 
Dr. med. Heinrich L’ A l l e m a n d  für das Fach Chirurgie, 
Dr. agr. W alter S c h u s t e r  für das Fach Pflanzenzüch­
tung, Dr. agr. Josef B r e b u r d a  für das Fach Boden­
kunde und Bodenerhaltung, Dr. med. Otto-Hermann 
P a e t z o l d  für das Fach Dermatologie und Venerologie



und Dr. med, Carl-Friedrich R o t h  ä u g e ,  für das Fach 
Urologie.

Göttingen: Privatdozent Dr. Hanning Graf von R e v e n t -  
1 o w / Kiel wurde die venia legendi für das Fach Altes 
Testament auf dem Wege der Umhabilitation verliehen. — 
Die venia legendi wurde erteilt an: Privatdozent Dr. med. 
Werner H u n s t e i n für das Fach' Innere Medizin, P rivat­
dozent Dr. med. Peter M. R e i s e r t  für das Fach Innere 
Medizin, Privatdozent Dr. med. Walter S c hä t z 1 e / Saar­
brücken für das Fach Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde, 
Dr. med. Udo H e r  1 y n für das Fach Geburtshilfe und 
Frauenheilkunde, Dr. rer. nat. Paul E b e r  1 e für das Fach 
Humangenetik und Zytogenetik, Dr. med. Friedrich 
S p e c h t  für das Fach Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Dr. phil. Hilmar von P 1 a t e n für das Fach Mineralogie, 
Dr. rer. nat. Hansheinrich L a n g  h o f f  für das Fach Physik, 
Dr. rer. nat. Egon S c h r ö t e r  für das Fach Astronomie 
und Astrophysik, Dr. Dr. Diedrich S c h m i d t  für das Fach 
Tierzucht und Fortpflanzungsbiologie, Dr. Bernd L i e ß  für 
das Fach Veterinärmedizinische Mikrobiologie und Dr. 
Adolf W e b e r  für das Fach Agrarökonomie.

Heidelberg: Die venia legendi wurde erteilt an: Dr. Rein­
hard K o  s e i l  e c k  für das Fach Neuere Geschichte und 
Dr. Gustav G r o s s m a n n  für das Fach Klassische Philo­
logie.
Köln: Dr. Gerhard S c h e r h o r n  erhielt die venia legendi 
für das Fach Wirtschaftliche Staatswissenschaften.
München: Die venia legendi wurde erteilt an: Dr. med. 
K urt H a n n i n g  für das Fach Physiologische Chemie, 
Dr. med. K urt K o p e t z für das Fach Innere Medizin, Dr. 
med. Hartwig M a t h i e s für das Fach Innere Medizin, 
Dr. med. Alfred M e y e r  für das Fach Chirurgie, Dr. med. 
Eva M ü l l e r  für das Fach Haut- und Geschlechtskrank­
heiten, Dr. med. Helmut S c h i e v e l b e i n  für das Fach 
Klinische Chemie, Dr. med. Wilhelm S c h i m m l e r  für 
das Fach Innere Medizin und Dr. phil. M artin C a m a j für 
das Fach Albanologie.

Münster: Die venia legendi wurde verliehen an: Dr. med. 
Rudolf A rtur P f e i f f e r  für das Fach Kinderheilkunde 
und Dr. rer. nat. Klaus W o h l f a h r t  für das Fach M athe­
matik.
Saarbrücken: Dr. rer. nat. Dieter J u n g e  wurde die venia 
legendi für das Fach Mineralogie verliehen.

Tübingen: Es habilitierten sich: Dr. med. M artin F r a n k e  
für das Fach Innere Medizin, Dr. med. Waldemar M o l l  
für das Fach Physiologie, Dr. Hans F ü c h t b a u e r  für 
das Fach Mineralogie, Dr. Wolfgang L o d e m a n n  für das 
Fach Geologie, Dr. Peter W e n k  für das Fach Zoologie 
und Parasitologie, Dr. Jost W i e m a n n  für die Fächer 
Geologie und Paläontologie und Dr> phil. Ulrich S i e g e l e  
für das Fach Musikgeschichte.
Würzburg: Die Lehrbefugnis wurde erteilt an: Dr. theol. 
Paulus W a c k e r  für das Fach ökumenische Theologie, 
Dr. phil. Richard K a n n i c h t für das Fach Klassische 
Philologie und Dr. rer. nat. Wolfgang L i p t a y  für das 
Fach physikalische Chemie.

LEHRAUFTRÄGE
Frankfurt: Folgende Lehraufträge wurden erteilt an: Dr. 
phil. Paul W e r n  st -  für Einführung in die arabische 
Philologie und die islamische Philosophie, Dr. M. F. 
K a n g a / Bombay für Parsische Religionsgeschichte und 
Phelevi, Dr. phil. nat. Reinhart S e l t e n  für M athematik 
für Wirtschaftswissenschaftler, D r.rer.nat.W erner R a t h ­
m a y e r  für Großes Zoologisches Praktikum , Dr. phil. 
nat. Hans S i l l e s c u  für Anwendung der Kernresonanz­
methoden in der Chemie und Dr. rer. pol. Hans R a f  f e e  
für Finanzmathematik.
Gießen: Dr. med. Pablo S a n t a m a r i a  wurde ein Lehr­
auftrag für das Fach Anatomie im Unterricht für Haus­
wirtschafts- und Ernährungswissenschaften erteilt.
Göttingen: Prof. Dr. phil. Wilhelm G r u n w a l d  erhielt 
einen Lehrauftrag für das Fachgebiet Geschichte der 
exakten Naturwissenschaften. -+- Prof. Dr. med. Karl 
Lühr wurde beauftragt, das Fachgebiet Physikalische Dia­
gnostik auch im SS 1965 in Vorlesungen und Übungen zu 
vertreten. — Prof. Dr. Reinhard L u 11 i e s , Leiter der 
Antiken-Abteilung der Staatlichen Kunstsammlungen in 
Kassel, wurde beauftragt, im SS 1965 und im WS 1965/66 
das Fachgebiet Geschichte des antiken Kunstgewerbes in 
Vorlesungen und Übungen zu vertreten. — Prof. Dr. phil. 
Peter von O e r  t z e n / Hannover (Wissenschaft von der

Politik) erhielt einen Lehrauftrag für das Fachgebiet 
Sondergebiete der Theorie und Soziologie der Politik.

Münster: Der Professor Dr. rer. pol. Erwin S c h e e l e  
(Wissenschaftliche Staatswissenschaften) für das Fachge­
biet Theorie der Einkommensverteilung erteilte Lehrauf­
trag wurde für die Dauer des SS 1965 verlängert. — Der 
Dr. phil. Rudolf A b s h a g e n  erteilte Lehrauftrag für das 
Fachgebiet Arbeits- und Berufspsychologie wurde für die 
Dauer eines Jahres bis zum WS 1965/66 verlängert.

\ 1 
VERTRETUNGEN

Göttingen: Prof. Dr. rer. nat. Johann J u i 1 f s / Hannover 
(Theoretische Physik) ist auch im SS 1965 mit der ver­
tretungsweisen Wahrnehmung des Lehrstuhls für Theo­
retische Physik beauftragt worden.

Münster: Prof. Dr. phil. Dr. rer. pol. Wolfram F i s c h e r  
(Wirtschafts- und Sozialgeschichte) wurde für die Dauer 
des SS 1965 mit der Vertretung des Lehrstuhls für W irt­
schafts- und Sozialgeschichte beauftragt.

BEURLAUBUNGEN

Münster: Prof. Dr. jur. H arry W e s t e r m a n n  (Bürger­
liches Recht, Zivilprozeßrecht) wurde für die Dauer des 
SS 1965 beurlaubt, um sich seinen im Landesinteresse lie­
genden wissenschaftlichen Arbeiten widmen zu können. — 
Prof. Dr. phil. Bernhard F a b i a n  (Englische Philologie) 
wurde für die Dauer des WS 1965/66 beurlaubt, um sich 
seinen im Landesinteresse liegenden wissenschaftlichen 
Arbeiten widmen zu können. — Prof. Dr. phil. Franz 
L o t z e (Geologie und Paläontologie) wurde für die Dauer 
des SS 1965 beurlaubt, um sich seinen im Landesinteresse 
liegenden wissenschaftlichen Arbeiten widmen zu können.

ABGELEHNTE BERUFUNGEN

Gießen: Prof. Dr. phil. Harald U h l i g  (Geographie) hat 
den Ruf auf den Lehrstuhl seines Faches an der Univer­
sität Mainz abgelehnt. — Prof. Dr. phil. Hans Robert 
J  a u ß (Romanische Philologie) hat den Ruf auf den Lehr­
stuhl seines Faches an der Universität Würzburg abge­
lehnt.

Saarbrücken: Prof. Dr. rer. pol. Wolfgang K i l g e r  (Be­
triebswirtschaftslehre, insbesondere Industriebetriebslehre)' 
hat den Ruf auf den ordentlichen Lehrstuhl für Betriebs­
wirtschaftslehre an der Universität Bochum abgelehnt. — 
Prof. Dr. rer. pol. Egon S o h m e n , Ph. D., (Wirtschafts­
wissenschaft) hat den Ruf auf den ordentlichen Lehrstuhl 
für W irtschaftstheorie an der Universität Bonn abgelehnt.

Tübingen: Prof. Dr. jur. Josef E s s e r  (Bürgerliches Recht, 
Zivilprozeßrecht, Rechtsphilosophie, Rechtsvergleichung 
und Versicherungsrecht) hat den Ruf auf ein Ordinariat 
für Zivilrecht und Zivilprozeßrecht an der Universität 
Bonn abgelehnt. — Prof. Dr. phil. Herbert W i l h e l m y  
(Geographie) hat den Ruf auf das Ordinariat für W irt­
schaftsgeographie an der Universität München abgelehnt.

NEUE INSTITUTSDIREKTOREN

Gießen: Prof. Dr. med. vet. Georg L ä m m l e r  (Para­
sitologie und parasitäre K rankheiten der Haustiere) wurde 
zum Direktor des Veterinär-Parasitologischen Instituts 
bestellt.

GASTPROFESSUREN

Frankfurt: Prof. Dr. Jan  R y p k a  / Prag wurde für das 
SS 1965 m it einer Gastprofessur für Iranistik  betraut. — 
Prof. Dr. M. D a n o s / Washington erhielt für März und 
April eine Gastprofessur für Theoretische Physik.

Göttingen: Prof. James R. E 11 i o t / Northern Illinois 
nimmt für das SS eine Gastprofessur für Volkswirt­
schaftslehre wahr.

Hamburg: Privatdozent Dr. theol. Horst B ü r  e k l e  (Mis­
sionswirtschaft und ökumenische Beziehungen der Kirche) 
übernimmt ab 1. April eine Gastdozentur an' dem De­
partm ent of Religious Studies in Makerere, Ostafrika.

AKADEMISCHE EHRUNGEN 

a) Ehrenpromotionen >

Köln: Die Würde eines Doktors der W irtschafts- und 
\ Sozial Wissenschaften ehrenhalber wurde verliehen an: 

Kultusm inister a. D. Prof. Dr. Paul L u c h t e n b e r g /



Burscheid, Dr. rer. pol. Reinhold S e l l i e n  /W iesbaden, 
Hermann L e i n s /  S tuttgart und Franz G r e i ß / Köln.

VON DEN WISSENSCHAFTLICHEN AKADEMIEN, 
GESELLSCHAFTEN UND INSTITUTEN

Freiburg: Prof. Dr. med. Walter K e l l e r  (Kinderheil­
kunde) wurde von der Deutschen Gesellschaft für K inder­
heilkunde zum Ehrenmitglied ernannt.

Saarbrücken: Prof. Dr. rer. nat. Hermann M u t h  (Bio­
physik und Physikalische Grundlagen der Medizin) wurde 
zum Vorsitzenden der Deutschen Gesellschaft für Bio­
physik gewählt.

TITELVERLEIHUNGEN UND AUSZEICHNUNGEN

Frankfurt: Privatdozent Dr. med. K urt S c h l ü t e r  
(Orthopädie) wurde mit dem Heine-Preis der Deutschen 
Orthopädischen Gesellschaft ausgezeichnet. — Prof. Dr. 
phil. Herbert L e h m a n n  (Geographie) erhielt die K arl- 
Sapper-Medaille der Geographischen Gesellschaft Würz­
burg.

Freiburg: Prof. Dr. phil. Friedrich M e t z  (Geographie 
und Landeskunde) wurde von der Fränkischen Geogra­
phischen Gesellschaft die M artin-Behaim -Plakette ver­
liehen.

Köln: Prof. Dr. jur. Robert E l l s c h e i d  (Gewerblicher 
Rechtsschutz und Urheberrecht) erhielt das Große Bun­
desverdienstkreuz des Verdienstordens der Bundesrepu­
blik.

München: Prof. Dr. jur. Dr. oec. e. h. Alfred H u  e c k  
(Bürgerliches Recht, Handelsrecht, Arbeitsrecht, W irt­
schaftsrecht) wurde der Bayerische Verdienstorden ver­
liehen.

SONSTIGE AUFTRÄGE UND ERNENNUNGEN

Göttingen: Prof. Dr. med. Heinz K i r c h h o f f  (Geburts­
hilfe und Frauenheilkunde) und Prof. Dr. med. Heinz 
G e 1 b k e (Chirurgie) wurden in den Wissenschaftlichen 
Beirat der Bundesärztekammer berufen.

Heidelberg: Prof. Dr. med. Dr. med. h. c. Dr. jur. h. c. 
Dr. med. h. c. Karl Heinrich B a u e r  (Chirurgie) wurde 
in den Gemeinsamen Beirat für Verkehrsmedizin bei den 
Bundesministerien für Verkehr und für Gesundheitswesen 
berufen.

München: Prof. Dr. med. W erner Droese (Kinderheil­
kunde) wurde von der Förderergesellschaft K inderernäh­
rung e. V. in Dortmund zum Leiter des Forschungsinsti­
tuts für Säuglings- und Kinderernährung ernannt.

i

Saarbrücken: Prof. Dr. rer. pol. Elisabeth L i e f m a n n -  
K e i 1 (Nationalökonomie) wurde zum wissenschaftlichen 
Mitglied des W issenschaftsrates ernannt. — Prof. Dr. med. 
Carl-Erich A l k e n  (Urologie) wurde zum Vorsitzenden 
des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesärztekammer 
gewählt. — Prof. Dr. med. W alter R u m m e l  (Pharma­
kologie und Toxikologie) und Prof. Dr. med. Hans-Peter 
W o 1 f f (Innere Medizin) wurden zu Mitgliedern des Wis­
senschaftlichen Beirats der Bundesärztekammer ernannt.

München: Prof. Dr. med. Dr. A lfred• M a r c h i o n i n i  
(Haut- und Geschlechtskrankheiten) wurde zum Ehrenm it­
glied der Bulgarischen Dermatologischen Gesellschaft er­
nannt.

Saarbrücken: Privatdozent Dr. med. Geza F i l i p p  (In­
nere Medizin) wurde zum Fellow der Royal Society of 
Medicine, London, gewählt.

BERUFUNGEN UND EINLADUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER INS AUSLAND

Göttingen: Prof. Dr. phil. Dr. jur. Alfred H e u ß  (Alte 
Geschichte) erhielt einen Ruf an die Universität Basel. — 
Prof. D. theol. Dr. phil. Joachim J e r e m i a s  (Neues 
Testament) wurde für das akademische Jahr 1965/66 als 
Visiting Professor vom Princeton Theological Seminary, 
Princeton, N. J., USA, eingeladen. — Prof. Dr. phil. Hein­
rich H u s m a n n (Musikwissenschaft) ist eingeladen 
worden, im Frühjahrssem ester 1966 an der Universität 
Princeton, N. J. als visiting professor Vorlesungen und 
Übungen zu halten. — Prof. Dr. phil. W alther K i 11 y 
(Deutsche Philologie) wurde von der University of Otago, 
Dunedin, Neuseeland, für das Jahr 1966 zu einer Gast­
professur eingeladen. — Prof. Dr. rer. nat. Hans Grauert 
(Mathematik) wurde von der University of Notre Dame, 
Indiana, USA, zu einem Forschungsaufenthalt für die Zeit 
vom September 1965 bis April 1966 eingeladen. — Privat­
dozent Dr. rer. nat. Ulrich C h r i s t i a n  (Mathematik) ist 
von der John Hopkins University als Visiting Associate 
Professor eingeladen worden. — Prof. Dr. rer. pol. Bruno 
S e i d e l  (Wissenschaft von der Politik) ist von der Kyung 
Hee Universität in Seoul eingeladen worden, eine Gast­
professur seines Fachgebietes wahrzunehmen.

Saarbrücken: Prof. Dr. phil. Manfred M a y r h o f e r  
(Indogermanische Sprachwissenschaft und Indo-Iranistik) 
wurde zu Gastvorträgen an der Universität Helsinki und 
zu Vorträgen vor der Finnisch-Ugrischen Gesellschaft 
eingeladen. — Prof. Dr.-Ing. Gottfried E c k a r t  (Ange­
wandte Physik und Elektrotechnik) erhielt einen Ruf auf 
den ordentlichen Lehrstuhl für Grundlagen und Theorie 
der Elektrotechnik an der Technischen Hochschule Wien.

Tübingen: Prof. Dr. phil. Ernst W alter Z e e d e n  (Mitt­
lere und neuere Geschichte) hat einen Ruf auf den ordent­
lichen Lehrstuhl für Geschichte der Neuzeit an der Uni­
versität Wien erhalten. — Privatdozent Dr. W erner E r n s t  
(Geologie und Paläontologie) hat einen Ruf auf die Stelle 
eines Professor Catedrätico an der Universität Sao Paulo 
in Brasilien erhalten. — Dozent Dr. med. Gebhard S c h u ­
m a c h e r  (Frauenheilkunde) hat von der Fakultät des 
Albany Medical College of Union University Albany, New 
York einen Ruf als Associate Professor im Department für 
Geburtshilfe und Frauenheilkunde und als Assistent Pro­
fessor im Department für Biochemie erhalten.

GEBURTSTAGE

Bonn: Prof. Dr. med. Max B ü c k l e r s  (Augenheilkunde) 
vollendete am 17. 3. sein 70. Lebensjahr.

Frankfurt: Prof. Dr. theol. Dr. jur. h. c. Oswald von 
N e l l - B r e u n i n g  (Philosophische Grundlagen der 
Wirtschaft) vollendete am 8. 3. sein 75. Lebensjahr.

EHRUNGEN UND ERNENNUNGEN 
DEUTSCHER WISSENSCHAFTLER IM AUSLAND

Göttingen: Prof. Dr. phil. W alther K i l l y  (Deutsche 
Philologie) wurde das Carl-Schurz-Stipendium der Uni­
versität Wisconsin für das Jah r 1965 zuerkannt.

MITGLIEDSCHAFT IN AUSLÄNDISCHEN 
WISSENSCHAFTLICHEN GESELLSCHAFTEN

Frankfurt: Prof. Dr. med. Wilhelm K r ü c k e  (Neuropa­
thologie) wurde von der Societe Francaise de Neurologie 
zum ausländischen Ehrenmitglied gewählt. — Prof. Dr. 
med. Franz H e r m a n n  (Dermatologie) wurde zum Mit­
glied der Accademia Medica di Roma ernannt.

Göttingen: Prof. Dr. med. Fritz R e h b e i n (Chirurgie und 
Orthopädie) ist zum Ehrenmitglied der französischen Ge­
sellschaft für Kinderchirurgie ernannt worden. — Prof. 
Dr. med. Hans-Heinrich S t e n g e r (Hals-, Nasen- und 
Ohrenheilkunde) ist zum Regular Member of the In ter­
national Baräny Society gewählt worden. — Privatdozent 
Dr. med. Jürgen H a l l e r  (Frauenheilkunde und G eburts­
hilfe) ist vom Council der Royal Society of Medicine in 
London zum Mitglied gewählt worden.

Freiburg: Prof. Dr. phil. Friedrich M e t z  (Geographie 
und Landeskunde) vollendete am 8. 3. sein 75. Lebensjahr.

Karlsruhe: Prof. Dr. phil. Fritz R e i n n a r t z  (Physio­
logische Chemie) vollendete am 15. 3. sein 65. Lebensjahr.

Münster: Prof. Dr. phil. Dr. med. h. c. Dr.-Ing. E. h. 
Rudolf S c h e n c k (Chemie und Metallkunde) vollendete 
am 11. 3. sein 95. Lebensjahr.

Tübingen: Prof. Dr. rer. nat. Friedrich Freiherr von 
H u e n e (Geologie und Paläontologie) vollendete am 22. 3. 
sein 90. Lebensjahr. — Prof. Dr. phil. Wolfgang S c h a d e -  
w a 1 d t (Klassische Philologie) vollendete am 15. 3. sein 
65. Lebensjahr.

. . .  ' t'i
TODESFÄLLE

Gießen: Prof. Dr. rer. nat. Harald T e i c h m a n n  (Zoolo­
gie) ist am 16. Februar im 41. Lebensjahr verstorben.

Köln: Prof. Dr. med. Hans S c h u l t e n  (Innere Medizin) 
ist am 5. März im A lter von 65 Jahren  verstorben.

Tübingen: Prof. Dr. jur. Hans Erich F e i n e  (Deutsches 
Recht und Kirchenrecht) ist am 6. März im A lter von 
65 Jahren verstorben.
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28. 3.
Die Internationale Radiouniversität, (österr. Rdf. II, 18.00). 
Der Fall Georg Lukacs. Univ.-Prof. Dr. Leo Kofler / Köln: 
Zum 80. Geburtstag des marxistischen Philosophen und 
L iteraturkritikers (Österr. Rdf. II, 21.15).

29. 3.
Die Internationale Radiouniversität. Indisches Dorfleben
(1) . Baldoon Dhingra / Paris: In früherer Zeit (österr. Rdf. 
II, 14.35).
Der wissenschaftliche Bericht (Bayer. Rdf. II, 19.30). 
Wissenschaft aus erster Hand. Univ.-Prof. Dr. Herbert He­
ran: Das Insektenauge und seine Leistungen (österr. Rdf. 
II, 20.15).
Ist die Soziologie eine Wissenschaft vom Menschen? Ge­
spräch zwischen Prof. Dr, Theodor W. Adorno und Prof. 
Dr. Arnold Gehlen (SWF II, 20.45).
Die Bundesrepublik — ein Land ohne Zukunft? Ungleich­
heit der Bildungschancen — sozial (Saarl. Rdf., 21.00).

30. 3.
Deutsche Lehr- und Forschungsstätten. M ax-Planck-Insti- 
tu t für Bildungsforschung, Berlin. Von Cord Felten (Saarl. 
Rdf. II, 22.00).
Hochschulnachrichten (Saarl. Rdf. II, 22,15).
Das Salzburger Nachtstudio. Univ.-Prof. Dr. August Marx / 
Mannheim: Der Mensch im technischen Zeitalter. Die W irt­
schaft als K ulturfaktor (österr. Rdf. II, 22.15).

31. 3. <
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen. Upiv.- 
Prof. Dr. Friedrich Hausmann: Herkunft und Entwicklung 
unserer Schrift (österr. Rdf. II, 17.15).
Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 17.30).

1. 4.
Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 10.10). 
600 Jahre Wiener Universität. Forscher zu Gast. Ein Ge­
spräch mit Univ.-Prof. Dr. Heinz Kindermann über Theater 
und Theaterforschung (österr. Rdf. II, 17.15). 
Bildungsfragen der Gegenwart. Unesco 1— ein Porträt. 
Man.: Barbara Bernäuer (Hess. Rdf. II, 17.15).
Die Vorlesung. Prof. Dr. Bernhard Hassenstein / Freiburg: 
Die Spannung zwischen Individuum  und Kollektiv im 
Tierreich (Hess. Rdf. II, 20.05). „ '
Von den Universitäten (Hess. Rdf. II, 20.35).
Vorschau auf den 8. Deutschen Studententag (Hess. Rdf. II, 
20.50).
Das Weltall in der Sicht heutiger naturwissenschaftlicher 
Forschung. Ein Bericht von Univ.-Prof. Dr. Pascual Jo r­
d an /F re ib u rg  (österr. Rdf. II, 21.00).
Aus Wissenschaft und Technik. Gespräch m it Nobelpreis­
träger Prof. Dr. Rudolf Mößbauer / München (SDR II, 
21.00).
Forum der Wissenschaft. Europas W eltraumrakete. 
Deutschlands Beitrag: die 3. Stufe. Ein Bericht von Dipl.- 
Ing. Hans Hoffmann (Radio Bremen II, 21.30).
Die Internationale Rundfunk-Universität. 1. Die Entste­
hung der Atome. Die Alchimistenküche der Sterne. Von 
Prof. György Marx / Budapest, -r- 2. Die Spurenelemente. 
Ihre biochemische Rolle. Von Didier B ertrand/Paris. 
Kybernetik in der Erziehungswissenschaft. (3). Läßt sich 
Sokrates automatisieren? Von Dozent W erner S. Nicklis 
(SWF II, 23.00).

2. 4. - ' '•? : ‘
Die Internationale Radiouniversität. Indisches Dorfleben
(2) . Baldoon Dhingra / P aris : In der Gegenwart (österr. 
Rdf. II, 14.35).

Aus Naturwissenschaft und Technik (WDR, 17.20). 
Wissenschaftsnotizen (Radio Bremen II, 21.05).

3. 4.
600 Jahre Wiener Universität. Es spricht Univ.-Prof. Dr. 
Erich Schenk (österr. Rdf. II, 18.30). 1
4. 4. ■
Lebendige Wissenschaft. Dr. Fritz Butschkau / Düsseldorf: 
Der Sparer und die W ährungspolitik (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universitäten. Prof. Theodor 
Schieder: Otto von Bismarck — sein Bild gestern und 
heute (I) (SWF, 10.30).

Die Internationale Radiouniversität. Indisches Dorfleben 
(3.). Dr. Emmanuel Pouchpa-Dass/Paris: W andlungen der 
Gegenwart (österr. Rdf. II, 14.35).
Die Bundesrepublik — ein Land ohne Zukunft? Bildungs­
planung (Saarl. Rdf., 21.00).
Kongreßbericht. Moderne Methoden der Lebensmittel- und 
Biochemie. Bericht aus Heidelberg (Deutschlandfunk, 22.00).

6. 4.
Das Problem des Nationalismus und seine Behandlung an 
den deutschen Schulen. Von Prof. Dr. Eugen Lemberg. An­
schließend Diskussion zwischen Autor und Lehrern. Re­
daktion: Dr. Klaus Klöckner (Hess. Rdf. II, 21.00).
Aus der Welt der Forschung. In den Ruinen von Babylon. 
Von Gustav Pfirrm ann (Saarl. Rdf. II, 22.00). 
Hochschulnachrichten (Saarl. Rdf. II, 22.15).

7. 4.
Aus der Forschungsarbeit unserer Hochschulen. Univ.- 
Prof. Dr. Richard Strohdal: Verständnis ist das Wichtigste. 
Überlegungen zu einem Erziehungsgrundsatz (österr. 
Rdf. II, 17.15).

8. 4.
Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 10.10). 
Neue Bücher aus dem Bereich der Biologie. Besprochen 
von Prof. Dr. Manfred Lüdicke (SDR, 15.45).
Forscher zu Gast. Gespräch mit Univ.-Prof. Dr. Albert 
Huth/München über die Entwicklung des Kindes im Volks­
schulalter (österr. Rdf. II, 17.15).
Bildungsfragen der Gegenwart. Die Zukunft der Leher- 
bildung in der Bundesrepublik. Man.: Prof. Dr. Heinrich 
Bauersfeld (Hess. Rdf. II, 17.15).
Zeitfunk aus Forschung und Technik (SWF II, 17.45).
Die Vorlesung. Prof. Dr. Bernhard Hassenstein/Freiburg: 
Soziologische Prinzipien bei Tieren und Menschen (Hess. 
Rdf. II, 20.05).
Neues aus der Wissenschaft (Hess. Rdf. II, 20.35). 
Impressionen eines ägyptischen Gaststudenten (Hess. Rdf. 
II, 20.50).
Aus Wissenschaft und Technik. Gespräch mit Prof. Dr. Ju ­
lius Speer, dem Präsidenten der Deutschen Forschungsge­
meinschaft (SDR II, 21.15).
Forum der Wissenschaft. Sie Leon Bagrit: Das Zeitalter 
der Automation (I) (Radio Bremen II, 21.30). 
Internationale Rundfunk-Universität. 1. Volkstümliche 
Gestalten. Einführung. Von Louis M artin-Chauffier/Paris. 
— 2. Philosophische Strömungen der Gegenwart. Rudolf 
Kassners Philosophie des Erlebens. Von Herta F. Staub/ 
Wien. 3. Der zeitgenössischeRoman: Mexiko. Chronisten 
schmerzlicher Geschichte. Von Julieta Campos (Hess. Rdf. 
II, 22.00).
Das Salzburger Nachtstudio. Unterwegs zu einer neuen 
Anthropologie. Univ.-Prof. Dr. Karl Rahner/München: Die 
Einheit von Geist und M aterie im christlichen Glaubens­
verständnis (österr. Rdf. II, 22.15).
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